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Gericht 
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Geschäftszahl 

B15 408081-1/2009 

Spruch 

B15 408.081-1/2009/7E 
 

Im Namen der Republik 
 

E R K E N N T N I S 
 

Der Asylgerichtshof hat gemäß §§ 61 Abs. 1, 75 Abs. 7 Asylgesetz 2005 idF BGBl. I Nr. 4/2008 (AsylG) iVm § 
66 Abs.4 AVG 1991 durch die Richterin Dr. Ulrike Wintersberger als Vorsitzende und den Richter Mag. Harald 
Perl als Beisitzer im Beisein des Schriftführers Mag. Gregor Breier über die Beschwerde des XXXX, StA. 
Serbien, gegen den Bescheid des Bundesasylamtes vom 10.07.2009, FZ. 09 06.788-BAW, nach Durchführung 
einer mündlichen Verhandlung am 12.08.2009 zu Recht erkannt: 
 

Die Beschwerde wird gemäß §§ 3, 8, 10 AsylG 2005 als unbegründet abgewiesen. 

Text 

E n t s c h e i d u n g s g r ü n d e : 
 

I. Gang des Verfahrens und Sachverhalt: 
 

1.1 Der Beschwerdeführer (BF), ein Staatsangehöriger Serbiens, gab im Zuge der Erstbefragung durch Organe 
des öffentlichen Sicherheitsdienstes am 12.06.2009 an, Serbien 1997 mit dem Auto verlassen zu haben und mit 
Hilfe von Schleppern über Ungarn nach Österreich eingereist zu sein. Seinen bereits abgelaufenen Reisepass 
habe er in Serbien gelassen. In seiner Heimat würden keine nahen Verwandten oder Familienmitglieder mehr 
leben, wogegen sich in Österreich seine Eltern, 2 Brüder, seine mittlerweile 2fach vom BF geschiedene Ex-
Gattin und gleichzeitig Lebensgefährtin und 5 gemeinsame Kinder aufhalten würden. 
 

Als Fluchtgrund führte der BF ins Treffen, dass er bei seiner Ex-Frau und den gemeinsamen Kindern bleiben 
habe wollen. Zudem könne es sein, dass er in Serbien Probleme bekomme, da er im Krieg nicht in der Armee 
gewesen sei. 
 

Der BF sei 1989 gemeinsam mit seinen Eltern und Geschwistern nach Österreich gekommen, die sich seitdem 
durchgehend in Österreich aufhalten würden. Er selbst habe bis 1996 eine Aufenthaltsgenehmigung gehabt, sei 
aber 1996 in Österreich strafrechtlich verurteilt und in weiterer Folge nach Serbien abgeschoben worden. Im Jahr 
1997 sei er illegal nach Österreich zurückgekehrt, weil er zu seiner Ex-Frau und dem damals noch einzigen 
gemeinsamen Kind gewollt habe. Seit dem Jahr 1997 habe sich der BF illegal in Österreich aufgehalten. 
 

1.2. In der vor der Bundespolizeidirektion Wien am 15.06.2009 durchgeführten Befragung - der BF befand sich 
zu diesem Zeitpunkt wegen des Verdachtes, ein Delikt gem. § 129 StGB begangen zu haben, in 
Untersuchungshaft - wurde der BF informiert, dass man im Falle einer Verurteilung beabsichtige, ein 
Aufenthaltsverbot über ihn zu verhängen und ihn nach Haftentlassung in Schubhaft zu nehmen. 
 

Zu seiner Ausreise aus Serbien gab der BF zu Protokoll, dass er sich seit 2000 ständig in Österreich aufhalte. 
Einen gültigen Pass besitze er jedoch nicht. In Wien sei er unter dem falschen Namen S. I. gemeldet gewesen. 



 Asylgerichtshof 14.08.2009 

www.ris.bka.gv.at  Seite 2 von 23 

Dieser Reisepass sei ihm jedoch von der Polizei abgenommen worden. Er sei geschieden und für 5 Kinder 
sorgepflichtig, die mit deren Mutter in Wien leben würden. 
 

Vor der Haft sei er ohne Beschäftigung gewesen und sei von seinen Eltern und Geschwistern unterstützt worden 
und Gelegenheitsarbeiten nachgegangen. Die Eltern würden ebenfalls an seiner Adresse in Wien 23 wohnen. Er 
habe in Serbien 7 Jahre und in Österreich ein Jahr die Schule besucht. 
 

1.3. In einer weiteren Niederschrift vor dem Bundesasylamt Wien vom 30.06.2009 gab der BF zu Protokoll, 
beruflich als Fensterputzer, Hilfsarbeiter und auf Baustellen tätig gewesen zu sein. 
 

1989 sei er im Alter von 14 Jahren mit den Eltern nach Österreich gekommen. Ca. 1995 oder 1996 sei er zuletzt 
in Serbien gewesen. 
 

Er besitze keinerlei Dokumente zu seiner Person. Letztmalige illegale Ausreise aus Serbien sei 1997 gewesen. 
 

Seit 1997 sei der BF illegal mit Hilfe eines falschen Reisepasses in Österreich aufhältig. Er habe erst 12 Jahre 
nach der Einreise seinen Asylantrag gestellt, weil er gedacht hatte, er komme mit dem falschen Pass durch. Er 
mache das alles nur wegen der Kinder/Familie. 
 

Das einzige mögliche Problem in Serbien sei, dass er noch keinen Militärdienst dort abgeleistet habe. Zudem sei 
die wirtschaftliche Situation dort katastrophal. 
 

Der BF sei verheiratet gewesen. Nach der Abschiebung 1997 sei er in seinen Heimatort S. gegangen und von 
seiner Frau begleitet worden. Dort befinde sich ein kleines Haus seines Großvaters. Wegen der Abschiebung 
habe er sich in J. scheiden lassen. Die Familie habe ihn allerdings nach Serbien begleitet, da sie ihn liebe. Das 
Sorgerecht für die Kinder habe die Ex-Frau. Eine Scheidungsurkunde besitze der BF auch "irgendwo". 
 

Wo sich sein abgelaufener Reisepass befinde könne er allerdings nicht sagen. 
 

Auf die Frage, warum für den BF mit Staatsangehörigkeit "Bosnien-Herzegowina" ein Asylantrag gestellt 
wurde, konnte der BF keine Antwort geben. 
 

Seine Verurteilungen in Österreich führe er auf jugendliche Fehler zurück. Auch wisse er selber nicht, warum er 
vor kurzem durch die angeblich bereits eingeschlagen gewesene Scheibe eines Autos in das betreffende Auto 
hineingeklettert sei. Er sei unschuldig und habe nie kriminelle Dinge gemacht. 
 

1.4. Im kriminalpolizeilichen Aktenindex des Bundesministeriums für Inneres (Stand 30.06.2009) scheinen 
Eintragungen hinsichtlich eines Diebstahles durch Einbruch oder mit Waffen, einer Urkundenfälschung, eines 
schweren Betrugs (Versuch), eines zweimaligen Verstoßes gegen das Suchtmittelgesetz und eines nochmaligen 
Diebstahles auf. 
 

1.5. In einem am 04.07.2009 an das Bundesasylamt Wien übermittelten Fax wurden der Erstbehörde mehrere 
Berichte zu vermutlich vom BF begangenen Straftaten zur Kenntnis gebracht. Zusammengefasst wird darin 
berichtet, dass der BF vor mehr als 12 Jahren wegen einer gerichtlich strafbarer Handlung abgeschoben und ein 
Aufenthaltsverbot über ihn ausgesprochen worden. Der BF sei mit einem bosnischen Reisepass, ausgestellt auf 
S. I. wieder illegal nach Österreich gekommen. Er habe sich nach Ablauf des Reisepasses auf der bosnischen 
Botschaft in Wien einen neuen Reisepass organisiert. An Ausweisen wurden bei ihm ein bosnischer Pass, eine E-
Card, ein Aufenthaltstitel und eine Meldebestätigung sichergestellt. 
 

Weiters folgen Angaben zu den Aussagen des BF. Anfangs hatte der BF angegeben, S. I. zu heißen und nichts 
mit A. V. zu tun zu haben und erst 2001 oder 2002 nach Österreich gekommen zu sein und 2002 A. D. 
geehelicht zu haben. Die Scheidung sei 2005 erfolgt. 
 

In der ebenfalls in diesem Zusammenhang übermittelten Zeugeneinvernahme vom 25.05.2009 gab die Ex-Gattin 
A. D. des BF (geborene F.) an, dass es sich bei S. I. eigentlich um ihren Ex-Mann A. V. handle. 
 

Sie hätten 1995 geheiratet (der BF unter dem Namen A.). 1997 sei er straffällig geworden und wegen 
Drogenbesitzes verhaftet und nach Serbien abgeschoben worden. Sie sei informiert worden, dass gegen ihn ein 
unbefristetes Aufenthaltsverbot verhängt worden sei. Sie sei ein halbes Jahr mit ihrem Gatten in Serbien 
geblieben. In Serbien habe er sich einen bosnischen Reisepass besorgt und sich von ihr scheiden lassen. Mit dem 
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bosnischen Pass habe der BF in Österreich um eine Aufenthaltsgenehmigung angesucht, die er auch erhalten 
habe. 2003 sei der bosnische Pass abgelaufen, doch habe sich der BF bei der bosnischen Botschaft in Wien einen 
neuen besorgt. Der BF habe diese Identität angenommen, um bei der Familie sein zu können. Als A.-D. hätten 
sie 2002 geheiratet und sich 2005 wieder scheiden lassen. Der BF lebe ständig bei ihr in der Wohnung, er sei im 
23. Bezirk nur gemeldet. 
 

In der ebenfalls am 25.05.2009 durchgeführten Beschuldigtenvernehmung gab der BF an, A. V. zu heißen und 
am XXXX geboren zu sein. Er bestätigte die Angaben seiner Ex-Frau zu seiner Person und betonte, mit dem 
Autoeinbruch nichts zu tun zu haben. 
 

1.6. In einem Amtsvermerk vom 25.05.2009 wurde u.a. auch vermerkt, dass das Aufenthaltsverbot gegen den BF 
schon vor Jahren vom Verwaltungsgerichtshof aufgehoben worden war. 
 

1.7. Dem Akt beigelegt wurde auch die Anfragebeantwortung der Staatendokumentation vom 28.01.2008 
betreffend Drogentherapien in Serbien. 
 

1.8. Mit Urteil vom 03.07.2009 wurde der BF wegen §§ 15, 127, 129 Z. 1 StGB zu einer Freiheitsstrafe von 10 
Monaten (davon 3 unbedingt) verurteilt. 
 

1.9. Lt. Strafregisterauskunft wurde der BF sowohl 1994 als auch 1996 wegen Verstoßes gegen das 
Strafgesetzbuch bzw. Suchtgiftgesetz bzw. zuletzt 2009 wegen versuchten Einbruchdiebstahles vom 
Landesgericht für Strafsachen Wien rechtskräftig verurteilt. 
 

1.10. Mit dem angefochtenen Bescheid des Bundesasylamtes vom 10.07.2009, GZ. 09 06.788-BAW wurde der 
Antrag auf internationalen Schutz vom 08.06.2009 in Bezug auf die Zuerkennung des Status des 
Asylberechtigten gem. § 3 Abs. 1 iVm § 2 Abs. 1 Z. 13 AsylG 2005, BGBl. I Nr. 100/2005 (AsylG) idgF 
abgewiesen (Spruchpunkt I), der Antrag auf internationalen Schutz bezüglich der Zuerkennung des Status des 
subsidiär Schutzberechtigten in Bezug auf den Herkunftsstaat Serbien gem. § 8 Abs. 1 iVm § 2 Abs. 1 Z. 13 
AsylG abgewiesen (Spruchpunkt II.), der Asylwerber gem. § 10 Abs. 1 AsylG aus dem österreichischen 
Bundesgebiet nach Serbien ausgewiesen (Spruchpunkt III.) und einer allfälligen Beschwerde gegen diesen 
Bescheid gem. § 38 Abs. 1 Z. 1 und 2 AsylG die aufschiebende Wirkung aberkannt (Spruchpunkt IV). 
 

Begründend führte das Bundesasylamt zusammengefasst aus, dass dem BF in seinem Heimatland keine 
asylrelevante Verfolgung drohe und auch die Sicherheitslage die Erteilung von subsidiärem Schutz nicht 
rechtfertigen würde. Infolge seiner rechtskräftigen Verurteilungen und seines jahrelangen illegalen Aufenthaltes 
würde eine Ausweisung jedenfalls sein Recht auf Achtung des Privatlebens nicht einschränken. Auch lasse das 
aus strafrechtlicher Sicht immer wieder auffällige Verhalten (der BF ist auch zum Zeitpunkt dieser Entscheidung 
wegen einer rechtskräftigen Verurteilung in Österreich inhaftiert) den Willen des BF, die österreichische 
Rechtsordnung zu akzeptieren, vermissen. Eine Integration infolge seines zwar langjährigen aber dennoch auch 
über weite Strecken (rd. 12 Jahre) illegalen Aufenthaltes könne somit nicht angenommen werden. Die 
öffentlichen Interessen an einer Ausweisung würden gegenüber vorhandenen privaten Anknüpfungspunkten in 
Österreich somit überwiegen. 
 

1.11. In der gegen diesen Bescheid erhobenen Beschwerde vom 24.07.2009 brachte der BF zusammengefasst 
vor, dass 
 

der Staat Serbien schutzunwillig bzw. schutzunfähig sei 
 

es auch in der Vergangenheit Übergriffe auf den BF wg. seiner Volksgruppenzugehörigkeit gegeben habe 
 

er als Roma ungebildet sei und daher die "Gesetze des Gastlandes" nicht sogleich realisiert habe, was den relativ 
späten Asylantrag erkläre 
 

es keine Anknüpfungspunkte in Serbien für den BF gäbe 
 

sich alle Angehörigen des BF in Österreich aufhalten würden und 
 

er als Angehöriger der Roma in Serbien gefährdet sei 
 

Abschließend betonte der BF seinen Wunsch nach Fortsetzung seines Familienlebens in Österreich. 
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1.12. Am 12.08.2009 wurde vor dem Asylgerichtshof eine Beschwerdeverhandlung durchgeführt, im Zuge der 
dem BF Gelegenheit gegeben wurde, seine Motive und Beweggründe für das Verlassen Serbiens zu schildern. 
 

Der BF identifizierte die Unterschriften auf den vor der 1.Instanz angefertigten Einvernahmeprotokollen als die 
seinen. 
 

Der BF behauptete allerdings auch, dass einige Worte in den Protokollen vor der 1. Instanz verdreht worden 
seien. Unterschrieben habe er die Protokolle allerdings dennoch. 
 

Serbien habe er verlassen, weil er dort keine Rechte habe und seine Familie - seine Eltern, 2 Brüder , die Ex-
Gattin und 5 Kinder - in Österreich leben würden. 
 

1989 sei er gemeinsam mit seinen Eltern, die in Österreich ein besseres Leben gesucht hätten, als 14jähriger nach 
Österreich gekommen. Als "Zigeuner" (wie er es selbst ausdrückt) sei es in Serbien schwer, Arbeit zu finden. 
Man werde immer benachteiligt und diskriminiert. 
 

Nach dem Schulbesuch in Österreich sei der BF auch einer Beschäftigung nachgegangen. Er sei allerdings dann 
drogenabhängig geworden und nach dem Suchtgiftgesetz verurteilt worden. Statt der Haftverbüßung habe er 
allerdings die Möglichkeit erhalten, sich einem Drogenentzug zu unterziehen. Er sei nach wie vor auf Entzug, 
nehme schon seit Jahren an dem Suchtgiftprogramm teil und bekomme regelmäßig Medikamente. 
 

Nach seiner Verurteilung und Abschiebung nach Serbien seien ihm seine Frau und das damals einzige 
gemeinsame Kind nach Serbien gefolgt. Sie hätten ca. 6 Monate gemeinsam in seiner Heimat im Haus seines 
Großvaters verbracht, er könne jedoch nicht sagen, ob dieses Haus noch existiere. 
 

Der BF gab an, sich in Österreich und nicht in J./Serbien scheiden haben zu lassen. Er habe damals Probleme mit 
seiner Frau gehabt, da es nicht möglich gewesen sei, dort zu leben. 
 

Er habe in der Hoffnung, seinen Namen ändern zu können, um so wieder nach Österreich zu gelangen, diese 
Scheidung vorgenommen. 
 

Im Jahr 2000 habe er sich einen falschen Pass anfertigen lassen. 
 

Er sei 1997 zu Fuß nach Österreich gelangt. Den gefälschten Pass habe er erst in Österreich bekommen. In der 
Zeit von 1997-2000 sei er von seinen Eltern und seiner Ex-Frau unterstützt worden. 
 

Darauf aufmerksam gemacht, dass er erst ab 2002 als S. I. gemeldet gewesen sei, meinte der BF, dass er erst zu 
jenem Zeitpunkt den Pass bekommen habe. Unter dem Namen S. habe er auch offiziell in einer Reinigungsfirma 
als Fensterputzer gearbeitet. Zudem sei er am Bau und als Lagerarbeiter beschäftigt gewesen. Direkt vor seiner 
Festnahme 2009 habe er im G. in Wien als Fensterputzer gearbeitet. 
 

2005 habe er sich scheiden lassen, weil er seine wirkliche Identität wieder annehmen habe wollen, was er aber 
nicht gemacht habe. Das Leben unter falschen Namen sei eine große Belastung für ihn gewesen und er habe 
deswegen Schlafstörungen gehabt. Er habe deswegen noch immer Probleme. Auf die Entgegnung, dass er aber 
nach der Scheidung den Namen S. behalten habe, meinte der BF "Ich habe viele Fehler gemacht". 
 

Als der BF zwischenzeitig Streit mit seiner Frau gehabt habe, sei er einige Zeit bei einer Bekannten - F. H. - 
gemeldet gewesen. Gewohnt habe er allerdings bei seinen Eltern in Wien. 
 

Im Zuge der Scheidung habe seine Ex-Frau weder für sich noch für die Kinder Geld verlangt. Doch man habe 
sich nach der Scheidung wieder versöhnt und lebe nun wieder zusammen. 
 

Auch seine Ex-Frau sei in den Jahren 1997-1999 berufstätig und danach mehrmals in Karenz gewesen. 
 

Der BF habe nach wie vor regelmäßigen Kontakt zu seinen Eltern und auch zu den beiden Brüdern. 
 

Im Zuge der Beschwerdeverhandlung wurden relativ schlechte aktive Deutschkenntnisse des BF, der immerhin 
seit 1989 bis auf eine kurze Unterbrechung von ca. 6 Monaten ständig im Bundesgebiet aufhältig ist, von den 
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einvernehmenden Richtern festgestellt (der BF verstand jene bewusst von den einvernehmenden Richtern in 
Deutsch gestellten Fragen sehr gut, hatte jedoch merklich Probleme, sich selbst in Deutsch mitzuteilen). 
 

Von der BFV befragt, führte der BF Folgendes näher aus: 
 

Er sei Angehöriger der Volksgruppe der Roma, einer ethnischen Minderheit, die hauptsächlich unter sich bleibe. 
Untereinander würden sie auch in Österreich kaum Deutsch sprechen, was seine zum Teil schlechten 
Deutschkenntnisse erkläre. Die Mutter der Ex-Gattin sei Romni und der Vater Österreicher. Die Ex-Gattin 
spreche aber nur teilweise Romanes. 
 

Als Kind sei er in Serbien wegen seiner Volksgruppenzugehörigkeit beschimpft, erniedrigt und geschlagen 
worden. Dies sei auch hier in Österreich nicht anders. In seiner Heimat habe auch die Polizei dabei mitgemacht. 
In Österreich würde die Polizei schon gegen Formen solcher Gewalt vorgehen. 
 

Im Falle seiner Abschiebung fürchte er, als Zigeuner in Serbien getötet zu werden, denn das passiere dort. Die 
Gefahr würde u.a. von Skinheads und Hooligans ausgehen. 
 

Informationen über die Situation in seiner Heimat habe der BF aus Medien, Zeitungen, Fernsehen und von 
Bekannten, die immer wieder ihren Urlaub in Serbien verbringen und ihm dann von ihren Erlebnissen und 
Eindrücken berichten würden. 
 

Die BFV fragte den BF weiters, ob er mit der Annahme einer falschen Identität seine Herkunft als Roma 
verschleiern habe wollen - sowohl in Serbien als auch in Österreich - was dieser bejahte. 
 

Im Falle seiner Enthaftung habe der BF vor, bei seiner Familie zu leben. 
 

Von der BFV befragt, ob er im Falle seiner Freilassung auch seine Schulausbildung beenden, Deutschkurse 
besuchen und den Integrationsvertrag erfüllen wolle, antwortete der BF mit "Ja". 
 

Die Frage des einvernehmenden Richters, was dem BF noch für einen Schulabschluss fehlen würde (Klassen, 
Kurse, Zeugnisse oder dergleichen), konnte der BF nicht beantworten. 
 

Von der BFV wurde zudem noch ins Treffen geführt, dass der BF von 1989 bis 1996 und seit dem 08.06.2009 
legal in Österreich aufhältig (gewesen) sei. 
 

Die Eltern und Brüder des BF würden im Gegensatz zu seiner Ex-Frau und den gemeinsamen Kindern die 
Staatsbürgerschaft der Republik Österreich nicht (allerdings eine Aufenthaltsberechtigung) besitzen. 
 

Von der BFV wurde noch auf einen aktuellen Zeitungsartikel der Tageszeitung "Heute" verwiesen, der den 
Mord an 8 Roma in Ungarn zum Thema hatte. 
 

Abschließend meinte der BF, dass es keinen Sinn habe, wenn er Personen benennen würde, um die Vorgänge in 
Serbien bezeugen zu lassen, da diese Angst vor den serbischen und in weiterer Folge auch vor den 
österreichischen Behörden hätten und schweigen würden. 
 

2. Ergebnisse zum Ermittlungsverfahren: 
 

2.1 Zur Person des BF wird folgender Sachverhalt festgestellt: 
 

Der BF ist Staatsangehörige Serbiens und Angehöriger der Volksgruppe der Roma. Der BF ist nach seiner 
strafrechtlichen Verurteilung in Österreich und Abschiebung nach Serbien illegal unter Verwendung eines nicht 
auf seine Person lautenden bosnischen Reisepasses nach eigenen Angaben ca. 1997 ins österreichische 
Bundesgebiet eingereist. Gegenständlichen Antrag auf internationalen Schutz hat der BF allerdings erst am 
08.06.2009 - nach Bekanntwerden seiner wahren Identität - gestellt. Der genaue Zeitpunkt der Einreise kann 
mangels Vorliegen eines auf den Namen des BF lautenden Reisepasses nicht verifiziert werden, wird jedoch mit 
1997 angenommen. 
 

Der BF ist mehrfach rechtskräftig in Österreich verurteilt worden. 
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Neben seinen seit 1989 in Österreich aufhältigen Eltern und Geschwistern halten sich seine mittlerweile 
zweifach vom BF geschiedene Ex-Frau (österreichische Staatsbürgerin) und 5 gemeinsame Kinder in Österreich 
auf. 
 

2.2. Feststellungen zur Lage in Serbien: 
 

Der erstinstanzliche Akt/Bescheid enthält ausführliche Länderberichte zur aktuellen Lage in Serbien 
(Politik/Wahlen, Allgemeine Sicherheitslage, Minderheiten/Minderheitenrechte, Roma, NGO¿s, Ombudsmann, 
Grundversorgung, medizinische Versorgung, Behandlung nach Rückkehr, Drogentherapie in Serbien), auf die an 
dieser Stelle verwiesen wird. 
 

Die für die Entscheidung wesentlichen Punkte der Länderfeststellungen sind: 
 

Minderheitenrechte 
 

Ethnische Zusammensetzung: 82,8% Serben, 3,9% Ungarn, 2,1% Bosniaken bzw. "ethnische Muslime", 1,4% 
Roma, 1,1% "Jugoslawen", 0,9% Montenegriner, 0,9% Kroaten, 0,8% Slowaken, 0,8% Albaner, 0,5% Vlahen, 
0,5% Rumänen, 0,4% Mazedonier, 0,3% Bulgaren, 0,3% Bunjevazen, 0,2% Ukrainer (Ruthenen) und ca. 4.000 
Deutsche sowie Angehörige weiterer Gruppen der insgesamt 21 Minderheiten. 
 

(Auswärtiges Amt: Länder, Reisen und Sicherheit, Dezember 2008) 
 

Staatliche Repression, wie unter dem Regime Milo¿evic üblich, findet nicht mehr statt. Die Lage der 
Minderheiten (Sand¿ak-Bosniaken/Moslems, Kosovo-Albaner, Roma, Minderheiten in der Wojwodina) hat sich 
deutlich verbessert. Allerdings steckt die Umsetzung der neuen Regelungen zum Minderheitenschutz noch in 
den Anfängen. Insbesondere die wirtschaftliche und soziale Lage der Roma-Minderheit ist weiterhin prekär. 
 

Das am 07.03.2002 in Kraft getretene Minderheitengesetz verankert Minderheitenrechte gemäß internationalem 
Standard. Die neue serbische Verfassung enthält ausführliche Bestimmungen zum Schutz nationaler 
Minderheiten, Art. 14, 75 - 81. Dennoch sind in der serbischen Öffentlichkeit Vorbehalte und Vorurteile gegen 
Angehörige bestimmter Minderheiten (Albaner, Bosniaken, Roma) unverändert weit verbreitet. 
 

(Auswärtiges Amt, Bericht über die asyl- und abschiebungsrelevante Lage in der Republik Serbien, Sept. 2008) 
 

Die Regierung unternahm weitere Schritte um Gewalt und Diskriminierungen gegen Minderheiten 
einzudämmen. Sie betrieb für Minderheiten und andere Personen eine eigene Hotline, für Fälle von 
Menschenrechtsproblemen. Allerdings herrschte in Serbien nach einem Bericht der europäischen Kommission 
gegen Rassismus und Intoleranz (ECRI) weiterhin ein Klima von Feindseligkeit gegenüber nationalen und 
ethnischen Minderheiten. 
 

(U.S. Department of State: 2008 Human Rights Report: Serbia, Feb. 2009) 
 

Die Regierung hat die frühere "Agentur für Menschen- und Minderheitenrechte" zu einem Ministerium 
aufgewertet. Die Aufgabe dieses neuen Ministeriums ist es die Arbeit anderer Ministerien in Hinblick auf die 
Menschen- und Minderheitenrechte zu koordinieren und zu überwachen. Serbien ist ein multi-ethnischer Staat 
mit einer im Allgemeinen stabilen Atmosphäre und positiven Beziehungen unter den Kommunen, wobei 
Ausnahmen existieren. Die Menschenrechtssituation der Minderheiten hängt stark von deren wirtschaftlicher 
Lage und dem Siedlungsgebiet ab. Minderheitenrechte sind in der Provinz Vojvodina vergleichsweise besser 
geschützt als in anderen Teilen des Landes. Die Lage der Roma ist nach wie vor in Bezug auf Bildung, 
Gesundheit, Unterbringung und Beschäftigung prekär. 
 

(Council of Europe - Commissioner for Human Rights: Report by the Commissioner for Human Rights, Thomas 
Hammarberg, on his visit to Serbia 13-17 October 2008, March 2009) 
 

Laut Bericht der European Commission against Racism and Intolerance of the Council of Europe hat Serbien 
verschiedenste Maßnahmen zur Bekämpfung von Rassismus und Intoleranz gegenüber Minderheiten 
unternommen. Positive Diskriminierung gab es 2008 sowohl im Bereich der Parlaments-, Provinz- und 
Gemeindewahlen, als Minderheiten von der gesetzlichen 5% Hürde ausgenommen waren. Die budgetäre 
Ausstattung der nationalen Minderheitenräte wurde 2008 erhöht. Ein neues Gesetz über die lokale 
Selbstverwaltung verpflichtet Gemeinden mit gemischt-ethnischer Bevölkerung zur Errichtung von sog. inter-
ethnic councils. 
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(Commission of the European Communities, Serbia 2008 Progress Report, Nov. 2008) 
 

Das politische Klima hat sich in der Zeit unmittelbar nach der Unabhängigkeitserklärung des Kosovo 
verschlechtert, insbesondere kam es in einigen Städten der Vojvodina zu Übergriffen gegen die albanische 
Minderheit. Diese wurden sowohl vom Staat als auch vom Provinzombudsmann entschieden verurteilt und die 
Behörden zum entschiedenen Vorgehen dagegen aufgefordert. 
 

(Commission of the European Communities, Serbia 2008 Progress Report, Nov. 2008) 
 

Laut Ombudsmannbüro in der Vojvodina ist die Verwendung der diversen Minderheitensprachen in der 
öffentlichen Verwaltung und den Medien weitestgehend respektiert. Es herrsche aber für bestimmte 
Minderheiten ein Mangel an geeignetem Lehrpersonal vor. Das Büro hat in seinem Bericht aus 2006 
festgehalten, dass es nur wenige Beschwerden wegen rassischer Diskriminierungen erhalten habe, die meisten 
Beschwerden betrafen Probleme im Zusammenhang mit der Arbeitsvermittlung. Weiters wurde festgestellt, dass 
speziell bei der Polizei nicht immer alle Minderheiten entsprechend ihrer Stärke vertreten seien. 
 

(European Commission against Racism and Intolerance, Report on Serbia, adopted Dec. 2007, April 2008) 
 

Im serbischen Parlament sind aufgrund der Wahlgesetzesänderung von 2004 (Minderheitenparteien fallen nicht 
unter die 5% Hürde) nach den zuletzt stattgefundenen Parlamentswahlen am 11.05.2008 folgende Minderheiten 
vertreten: die ungarische Minderheit mit vier Mandaten, Bosniaken mit zwei Mandaten und mit einem Mandat 
ein Vertreter der albanischen Minderheit. 
 

(Bericht des Polizeiattachés an der ÖB Belgrad vom 29.08.2008) 
 

Medizinische Versorgung 
 

In Serbien kann die medizinische Versorgung staatlich oder privat erfolgen. Es gibt zahlreiche private 
Apotheken, Krankenhäuser, Ärzte aller Fachrichtungen und Zahnmediziner. Die staatliche Krankenversicherung 
ist generell kostenfrei, jedoch müssen Patienten in einigen Fällen eine Gebühr für bestimmte Behandlungen oder 
Medikamente bezahlen. In jeder Stadt stehen staatliche und städtische Behandlungszentren und Krankenhäuser 
zur Verfügung. Allein in Belgrad gibt es mehr als 50 Krankenhäuser (staatlich und privat) und 16 Gemeinde-
Behandlungszentren. 
 

(IOM-International Organization for Migration: Länderinformationsblatt Serbien, Aug. 2008) 
 

Kostenfrei behandelt werden, unabhängig vom Status des Patienten, grundsätzlich folgende Krankheitsbilder: 
Infektionskrankheiten (u.a. Aids), Psychosen, rheumatisches Fieber und dessen Auswirkungen, maligne 
Erkrankungen, Diabetes, endemische Nephropathie, progressive Nerven- und Muskelerkrankungen, zerebrale 
Paralyse, multiple Sklerose, zystische Fibrose und Haemophilie. Außerdem anerkannte Berufskrankheiten und 
Verletzungen am Arbeitsplatz. Darüber hinaus sind lebensrettende und -erhaltende Maßnahmen für alle 
Patienten kostenlos. Impfungen von Kindern gemäß Impfkalender sind ebenfalls kostenlos (Diphtherie, Tetanus, 
Pertussis, Masern, Mumps, Röteln, Polio). 
 

(Auswärtiges Amt: Bericht über die asyl- und abschiebungsrelevante Lage in der Republik Serbien, Sept. 2008) 
 

Behandelbar sind in Serbien (keine abschließende Aufzählung): 
 
 - Diabetes mellitus (Engpässe bei der Versorgung mit speziellen Insulinformen kommen nur noch selten 

vor) 
 
 - orthopädische Erkrankungen (auch krankengymnastische u.ä. Therapien) 
 
 - psychische Erkrankungen, u.a. Depressionen, Traumata, Schizophrenie, posttraumatische 

Belastungsstörungen (medikamentöse und psychologische Behandlung) 
 
 - Atemwegserkrankungen (u.a. Asthma bronchiale) 
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 - Hepatitis B und C (abhängig von der Verfügbarkeit antiviraler Medikamente, die teilweise selbst 
gekauft werden müssen) 

 
 - Epilepsie 
 
 - ein Großteil der Krebsformen 
 
 - Dialyse ist grundsätzlich möglich. Im Einzelfall muss die Verfügbarkeit eines Dialyseplatzes geprüft 

werden. 
 
 - Nachsorge für Herzoperationen, Krebsoperationen, orthopädische Operationen etc. 
 

(Auswärtiges Amt: Bericht über die asyl- und abschiebungsrelevante Lage in der Republik Serbien, Sept. 2008) 
 

Alle Bewohner Serbiens haben freien Zugang zur medizinischen Versorgung. In den Krankenhäusern werden bei 
der Behandlung der Patienten keine Unterschiede zwischen Serben und ethnischen Minderheiten gemacht, auch 
Albaner werden in den Krankenhäusern behandelt. Angehörige der Volksgruppe der Roma genießen im Rahmen 
des staatlichen Gesundheitssystems die gleichen Rechte wie die serbische Mehrheitsbevölkerung. Gelegentlich 
gibt es Hinweise auf diskriminierendes Verhalten durch Angehörige medizinischer Einrichtungen gegenüber 
Roma. Dieses beschränkt sich in der Regel jedoch auf abweisendes oder unfreundliches Verhalten. 
 

(Bundesamt für Migration und Flüchtlinge: Gesundheitswesen in Serbien und Montenegro (ohne Kosovo), März 
2006) 
 

Drogenentzug 
 

(Recherchen des Asylgerichtshofes haben ergeben, dass die Ermittlungsergebnisse der Staatendokumentation 
von Jänner 2008 betreffend die Situation in Serbien hinsichtlich Drogenentzug und medizinische Versorgung 
weiterhin gültig sind) 
 

ÖB Belgrad, Anfragebeantwortung vom 22.01.2008 
 

Anstalten zur Heilung von Suchtkranken in Serbien 
 
 - Einzige staatliche Institution in Serbien ist: Zavod za bolesti zavisnosti 
 

Ulica Teodora Drajzera 44 
 

11000 Belgrad 
 

Tel.: 011-3671429 
 
 - Nach Gespräch mit einer dortigen Mitarbeiterin (wahrscheinlich sogar Leiterin), Namen wollte man 

nicht nennen, kam heraus, dass dieses Institut ein Methadon- Programm hat, und dass Patienten dort nur 
vom Staat finanziert werden können, sofern sie eine gültige Krankenversicherung besitzen. 

 
 - Andere Möglichkeiten für Suchtkranke gäbe es, laut dieser Mitarbeiterin, und anderen Quellen, im 

staatlichen Rahmen nicht, sondern nur privat, wenn der Patient die Behandlung aus eigener Tasche 
finanziert. 

 

ÖB Belgrad, Anfragebeantwortung vom 23.01.2008 
 

PRIVATKLINIKEN IN BELGRAD 
 

Ordinacija Ramah 
 

Adresa: Vojvode Milenka 37, Beograd 
 

Telefon: 011 2658 484 
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Mobilni: 063 219 730 
 

E-mail: ramahord@eunet.yu Ova adresa je za¿ticena od robota. Potreban vam je Java-skripta da bi ste je videli. 
 

Ordinacija Lorijen 
 

Adresa: Tetovska 45, 11000 Beograd 
 

Telefon: 011 2454 236, 3088 090 
 

E-mail: lorijen@artcommunication.co.yu 
 

Psihijatrijska ordinacija "Popovic" 
 

Adresa: Alekse Nenadovica 16, 11000 Beograd 
 

Telefon: 011/434-207, 063/287-957 
 

Web site: www.popopovic.com 
 

Klinika Dr Vorobiev 
 

Adresa: ul. Sremskih Boraca 2E, 11000 Beograd 
 

Telefon: 011 3167190 
 

Mobilni: 064 9402383, 062 139-1123 
 

Specijalna bolnica za bolesti zavisnosti - gibt's auch in Novi Sad und Nis für ambulante Behandlung, 
 

in Cacak und Subotica wird demnächst eine Ambulanz eröffnet. 
 

Adresa: ?iklo¿iceva 9, 11000 Beograd 
 

Telefon: 011 3446237, 011 3446238 
 

SPECIJALNA BOLNICA ZA BOLESTI ZAVISNOSTI, 

http://www.drajzerova.org.yu/index.htm, abgefragt am 23.01.2008 
 

Telefonische Auskunft am 23.01.2008: einziges staatliches Institut in Serbien für Drogenentzug. (s.a. ÖB 
Belgrad...) 
 

oder unter: 
 

Drug Rehabilitation Clinics, 

http://www.drug-rehabilitation-clinics.eu/european-clinics/european-drugs-clinics.html#SiM, abgefragt am 
23.01.2008 
 

Institute of Addictive Disorders 
 

Theodore Preizer 44 
 

Belgrade 
 

Phone: (381-11) 3671431 
 

ÖB Belgrad, Anfragebeantwortung vom 23.01.2008 
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In Krusevac direkt ist hier nichts bekannt. 80 km entfernt liegt Nis, dort gibt es eine Ambulanz. 
 

Roma 
 

Im Juni 2008 übernahm Serbien die jährliche Präsidentschaft der 2005-2015 Decade of Roma Inclusion. 
Absoluter Vorrang des serbischen Vorsitzes sind dabei Wohnungsbeschaffung und anti-diskriminierende 
Maßnahmen im Bildungsbereich. Roma Gesundheitsmediatoren wurden in 15 Primärgesundheitszentren 
angestellt. Im nationalen Budget wurde 2008 ein Fonds für die Koordinationsarbeit für Roma-Angelegenheiten 
in 40 Gemeindesozialzentren veranschlagt. Weitere Aktivitäten bezüglich Bewusstseinsbildung mit 
internationalen Partnern wurden fortgeführt. Trotzdem blieb die Situation der Roma sehr schwierig. 
 

(Commission of the European Communities, Serbia 2008 Progress Report, Nov. 2008) 
 

Trotzdem sehen sich Roma weiterhin schwierigen Lebensbedingungen und verschiedenen Formen von 
Diskriminierung und sogar physischen Angriffen ausgesetzt. Eine beträchtliche Anzahl an Roma besitzt keine 
persönlichen Dokumente und hat so keinen Zugang zum Sozialversicherungssystem, zu Bildung, Beschäftigung 
und anderen Dienstleistungen. Roma Kinder finden nur schwer Zugang zu Bildung. Die Zustände in einigen 
Siedlungen sind extrem schlecht, die Arbeitslosigkeit hoch. 
 

(Commission of the European Communities, Serbia 2008 Progress Report, Nov. 2008) 
 

Die Behörden Serbiens betrachten Roma als nationale Minderheit, und Diskriminierung von Roma ist illegal. 
Obwohl Roma nicht immer den vollen Schutz der Gesetze erhalten und einzelnen Benachteiligungen durch die 
Polizei ausgesetzt sind, sind die Behörden willens ausreichenden Schutz für Roma zu bieten und Personen, die 
Akte von Diskriminierung und/oder Gewalt gegen Roma setzen, werden strafrechtlich verfolgt. 
 

(UK Home Office, Operational Guidance Note, Republic of Serbia (including Kosovo), Feb. 2007) 
 

Laut Schätzungen leben in der Vojvodina ca. 80.000 Roma. Die Soziallage der Roma in der Vojvodina ist 
äußerst schlecht. Die meisten Roma sind ungebildet und haben meistens nur den Volksschulabschluss. Aus 
diesem Grund ist die Mehrheit der Roma arbeitslos oder muss schlecht bezahlte Jobs annehmen. Ein weiteres 
großes Problem der Roma ist die Tatsache, dass die meisten keine Sozial- und Krankenversicherung haben. Die 
meisten Roma registrieren die Eheschließungen als auch die Geburt der Kinder nicht, wodurch diese auch keine 
Dokumente wie z.B. Geburtsurkunden u.ä. haben. Diese Unterlagen sind für die Verwirklichung von Sozial- und 
Gesundheitsrechten erforderlich und Roma wissen meistens nicht wo und wie diese Rechte zu verwirklichen 
sind. 
 

(ÖB Belgrad, Bericht vom 27.02.2008, Email vom 07.03.2008) 
 

Das NSHC (Humanitäres Zentrum von Novi Sad) organisiert seit sechs Jahren Unterstützungsprojekte für Roma 
in Novi Sad und der Vojvodina. Das Ziel dieser Projekte ist den Lebensstandard und die erfolgreiche 
Sozialintegrierung der Roma zu verbessern. 
 

(ÖB Belgrad, Bericht vom 27.02.2008, Email vom 07.03.2008) 
 

Am 02. März 2005 wurde seitens des Vollzugsausschusses der autonomen Provinz Vojvodina ein Beschluss 
über die Bildung eines Rates zur Integrierung von Roma in die Vojvodina-Provinz gefasst. 
 

Die Aufgaben des Rates: 
 

dem Vollzugsausschuss und anderen Provinz-Verwaltungsorganen gegenüber Maßnahmen und Aktivitäten für 
die Integrierung von Roma in der autonomen Provinz Vojvodina vorzuschlagen; 
 

die Maßnahmen und Aktivitäten, welche der Vollzugsauschuss und andere Verwaltungsorgane durchführen, zu 
verfolgen, beurteilen und Meinungen hinsichtlich dieser zu äußern; 
 

Verwirklichung von einer Zusammenarbeit mit dem Nationalrat der Roma-Nationalminderheit; 
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Beratungstätigkeiten hinsichtlich der Auffindung von besten Lösungen in den Integrierungsprozess der Roma in 
die autonome Provinz Vojvodina; 
 

Verfolgung vom Integrierungsprozess der Roma in die autonome Provinz Vojvodina; 
 

(ÖB Belgrad, Bericht vom 27.02.2008, Email vom 07.03.2008) 
 

NGO's 
 

Eine große Anzahl an nationalen und internationalen Menschenrechtsgruppen kann ohne Einschränkungen oder 
Behinderungen staatlicherseits arbeiten, Untersuchungen anstellen und Fälle von Menschenrechtsverletzungen 
publizieren. Wichtigte Organisationen sind u.a. das "Helsinki Committee for Human Rights in Serbia (HCS), the 
Humanitarian Law Centre (HLC), the Lawyers' Committee for Human Rights (YUCOM), the Fund for an Open 
Society, the Youth Initiative for Human Rights (YIHR)", und "the Belgrade Centre for Human Rights". 
Trotzdem kommt es aber immer auch zu Bedrohungen und Einschüchterungen solcher Gruppen, insbesondere 
wenn Regierungsstellen kritisiert werden. 
 

(U.S. Department of State: 2008 Human Rights Report: Serbia, Feb. 2009) 
 

In Serbien gibt es eine Vielzahl von Anwälten und Organisationen, die sich für die Achtung der Menschenrechte 
einsetzen, wie etwa das sehr aktive "Helsinki Committee for Human Rights in Serbia". Ihre Tätigkeit verläuft 
seit dem Sturz des alten Regimes ohne Störung durch staatliche Stellen. 
 

(Amnesty International, "The Writing on the Wall: Serbian Human Rights Defenders at Risk", 29.11.2005) 
 

Ombudsmann 
 

Das erst kürzlich eingerichtete Amt des staatlichen Ombudsmannes war sehr aktiv. Zwischen Jänner und Juli 
2008 langten über 2.600 Anfragen um Unterstützung beim Ombudsmann ein. Der Ombudsmann schlug 
zahlreiche Ergänzungen zu Gesetzen, insbesondere zu Militärgesetzen, Sicherheitsbehörden Kinderrechten und 
zum Verfassungsgerichtshof vor. Die Kooperation zwischen dem staatlichen Ombudsmann und den 
Ombudsmanninstitutionen der Vojvodina und denen auf Gemeindeebene funktionierte gut. 
 

(Commission of the European Communities, Serbia 2008 Progress Report, Nov. 2008) 
 

Im Zuge der Parlamentssitzung am 23. Juli 2007 wurde der 1. Ombudsmann Serbiens, Sasa Jankovic, vereidigt. 
Die serbische Ombudsman-Institution ist eine unabhängige Einrichtung mit dem Ziel, die Rechte der 
BürgerInnen zu schützen, die öffentliche Verwaltung zu überwachen und alle anderen Individuen, deren 
Tätigkeiten bzw. Mangel an Tätigkeiten zu einer Verletzung der verfassungsmäßig garantierten Menschenrechte 
führen könnten. 
 

(Monatsbericht Republik Serbien, Juli 2007 bzw. Beilage zu Monatsbericht: "A Career Sasa Jankovic - The First 
Serbian Ombudsman") 
 

Neben diesen bundesweiten Ombudsmann gibt es diese Institution allerdings schon seit einigen Jahren z.B. in 
der Vojvodina und in vielen Gemeinden Serbiens. So hat die Stadt Belgrad ebenfalls einen eigenen 
Ombudsmann und die autonome Provinz Vojvodina einen solchen seit 2002. Ein nationaler Ombudsmann wurde 
zwar schon im Sept. 2005 aufgrund des Gesetzes zum Schutz der Bürger eingerichtet, dieses Amt konnte 
allerdings aufgrund innenpolitischer Querelen erst 2007 seine Arbeit aufnehmen. 
 

(Monatsbericht Republik Serbien, Juli 2007 bzw. Beilage zu Monatsbericht: "A Career Sasa Jankovic - The First 
Serbian Ombudsman") 
 

Behandlung nach Rückkehr 
 

Serben, die rückgeführt wurden, können nach ihrer Ankunft unbehelligt in ihre Heimatstädte fahren. Eine 
Befragung durch die Polizei u.ä. findet nicht statt, sofern nicht in Serbien aus anderen Gründen Strafverfahren 
anhängig sind. Sanktionen wegen der Stellung eines Asylantrags im Ausland gibt es weder de iure noch de facto. 
Besondere staatliche Auffang- bzw. Aufnahmeorganisationen für zurückkehrende Minderjährige oder Bedürftige 
gibt es nicht; grundsätzlich sind die Sozialämter in den einzelnen Städten und Gemeinden mit der Wahrnehmung 
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solcher Aufgaben betraut. Faktisch setzt die Regierung (inoffiziell) auf die im Allgemeinen funktionierenden 
verwandtschaftlichen Beziehungen der Betroffenen im Gastland. 
 

(Auswärtiges Amt: Bericht über die asyl- und abschiebungsrelevante Lage in der Republik Serbien, Sept. 2008) 
 

Drogenentzug ist in der staatlichen Institution in Zavod za bolesti zavisnosti, Ul. Teodora Drajzera 44, 11000 
Belgrad möglich. Besitzt eine Person eine gültige Krankenversicherung, ist eine Finanzierung vom Staat 
möglich. Sonst bestehen private Möglichkeiten in Serbien, Suchtkrankheiten zu behandeln (selbst finanzierbar). 
(siehe Auskunft Staatendokumentation vom 28.01.2008, Gz. 260.259). 
 

Serbien ist ein sicheres Herkunftsland gem. § 39 AsylG 2005. Aufgrund dieser Bestimmung ist von der 
Schutzfähigkeit und Schutzwilligkeit der serbischen Sicherheitsbehörden auszugehen. 
 

3. Beweiswürdigung: 
 

3.1. Die Herkunft und die Identität des BF sind durch die diesbezüglich glaubwürdigen Angaben des BF, seiner 
Ex-Gattin und die Untersuchungen der Polizei dargetan. Die Feststellungen bezüglich der illegalen Einreise nach 
Österreich und seiner familiären Verhältnisse ergeben sich aus den diesbezüglichen niederschriftlichen, vor 
österreichischen Behörden getätigten Einvernahmen, deren Richtigkeit ebenfalls nicht in Zweifel gezogen wird. 
 

Zu Beginn der Beschwerdeverhandlung vom 12.08.2009 gab der BF an, dass einige Worte in den Protokollen 
des erstinstanzlichen Verfahrens verdreht worden sein. Auf konkrete Nachfrage, ob er nun alles so gesagt habe, 
wie es niedergeschrieben worden sei, konnte der BF keine genauen Angaben machen, da er nicht mehr wisse, 
was er nur wenige Wochen zuvor vor der 1. Instanz ausgesagt habe, was ebenfalls nicht für die Glaubwürdigkeit 
des BF spricht. 
 

Der BF hat im Zuge des erstinstanzlichen Verfahrens zweimal in sehr allgemeiner und nicht sehr ausführlichen 
Weise angegeben, dass er eventuell Probleme bekommen könnte, weil er im Krieg nicht in der Armee gewesen 
sei bzw. noch keinen Militärdienst abgeleistet habe. Nachdem der BF allerdings weder in seiner Beschwerde 
gegen den erstinstanzlichen Bescheid noch in der Beschwerdeverhandlung vom 12.08.2009 auf die Frage, 
warum er aus Serbien ausgereist sei, mögliche Probleme mit dem Militär(dienst) erwähnte, geht der erkennende 
Senat davon aus, dass es sich lediglich um eine im weiteren Verfahren nicht mehr aufrecht gehaltene Vermutung 
gehandelt hat. 
 

In der Beschwerde brachte der BF erstmals vor, wegen seiner Volksgruppenzugehörigkeit - er sei Roma - in 
seiner Heimat Serbien gefährdet zu sein. Die örtlichen Sicherheitsorgane seien schutzunwillig und -unfähig. 
 

Näher ging der BF allerdings in der Beschwerde auf diese behauptete Verfolgung infolge seiner 
Volksgruppenzugehörigkeit nicht ein und unterließ es diesbezüglich völlig, genauere Umstände und Vorfälle zu 
schildern. Erst in der Beschwerdeverhandlung vom 12.08.2009 wurde dieser Punkt wieder thematisiert. 
Allerdings brachte der BF trotz konkreter Frage, welche Gründe er für seine Ausreise aus Serbien gehabt habe, 
eine mögliche Verfolgung wegen seiner Volksgruppenzugehörigkeit nicht vor. Lediglich den Umstand, dass er 
bei seiner Ex-Gattin und den gemeinsamen Kindern bleiben wolle führte er an. 
 

Erst am Ende der Beschwerdeverhandlung wurden dem BF von der BFV u. a. folgende Fragen gestellt, auf die er 
jeweils mit "Ja" antwortete, dies jedoch nicht näher ausführte oder begründete: 
 

"Sind Sie Roma oder Sinti? 
 

Leben Roma-Leute viel unter sich? 
 

Sind Sie als Kind oder als Roma jemals in Serbien verfolgt worden? 
 

Haben Sie konkret als Roma in Serbien Gewalt erfahren? 
 

Haben Sie in Österreich eine Gewalterfahrung als Roma gemacht? 
 

Fürchten Sie bei einer Auslieferung in Serbien Verfolgung? 
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Sie haben den Namen (gemeint S.I.) extra so gewählt, damit man nicht dahinter kommt, dass Sie Roma-stämmig 
sind?" usw. 
 

Es lässt sich für den Asylgerichtshof der Eindruck nicht vermeiden, dass der BF selbst seine Zugehörigkeit zur 
Volksgruppe der Roma nicht thematisiert hätte. Er erwähnte im Zuge des gesamten Asylverfahrens niemals, 
erwähnten Gefahren in asylrelevantem Ausmaß ausgesetzt gewesen zu sein. Den Länderberichten zur Lage in 
Serbien ist zwar zu entnehmen, dass es z.T. nach wie vor soziales Ungleichgewicht und Diskriminierungen von 
Angehörigen ethnischer Minderheiten gibt, diese jedoch kein asylrelevantes Ausmaß erreichen. 
 

Abgesehen davon, dass einem solchen Vorbringen in der Beschwerde infolge des Neuerungsverbotes gem. § 40 
AsylG 2005 keine Bedeutung zukommt, muss diesen Behauptungen auch jede Glaubwürdigkeit abgesprochen 
werden. Wäre der BF tatsächlich Opfer ethnisch motivierter Verfolgung gewesen, wäre es nicht erforderlich 
gewesen, mittels eines fremden bosnischen Passes illegal nach Österreich einzureisen. Er hätte von Beginn an 
einen Asylantrag in Österreich stellen und seine Fluchtgründe vorbringen können. Allerdings ließ der BF von 
seiner illegalen Einreise bis zur Asylantragsstellung 12 Jahre vergehen, was die Glaubwürdigkeit seines 
Beschwerdevorbringens erheblich erschüttert. 
 

Die (als glaubwürdig erachtete) Antwort des BF auf die am 30.06.2009 gestellte Frage, warum er erst nach 12 
Jahren seinen Asylantrag gestellt habe - "Ich dachte, ich komme mit dem falschen Pass durch, meine Frau hat die 
österreichische Staatsbürgerschaft, meine Kinder auch, ich machte das alles nur wegen meiner Familie" - 
widerspricht völlig seiner dafür in der Beschwerdeschrift vorgebrachten Rechtfertigung, er sei als Roma sehr 
ungebildet und er habe die Gesetze des Gastlandes nicht so schnell realisieren können und vermögen an der 
Einschätzung einer zum großen Teil konstruierten Geschichte des BF nichts zu ändern. Es ist keinesfalls 
glaubwürdig, dass man es erst nach 12 Jahren schafft, sich über die Möglichkeiten der Legalisierung seines 
Aufenthaltes bzw. der Schutzerlangung (im Wege der Asylantragsstellung) infolge von Verfolgungshandlungen 
in seiner Heimat informiert, obwohl dies doch das Hauptinteresse einer aus einer Krisenregion geflohenen 
Person sein müsste. 
 

Zudem hat der BF auf die konkrete Frage in der Einvernahme vom 12.06.2009, ob er im Falle seiner Rückkehr 
unmenschliche Behandlung, unmenschliche Strafe oder die Todesstrafe zu befürchten hätte mit "Nein" 
geantwortet. Bedrohungen infolge seiner Volksgruppenzugehörigkeit hat er zu diesem Zeitpunkt - nur ca. 6 
Wochen vor seinem Beschwerdeschreiben - in keinster Weise erwähnt. 
 

Auch am 30.06.2009 wurde der BF gefragt, ob er in Serbien einer konkreten, persönlichen Verfolgung 
ausgesetzt sei, was er ebenfalls dezidiert verneinte und führte im Falle seiner Rückkehr nur Ängste hinsichtlich 
der katastrophalen wirtschaftlichen Situation vor Ort ins Treffen. 
 

Auch war der BF nicht in der Lage, nachvollziehbar und glaubwürdig zu schildern, wann er nach seiner 
Abschiebung 1997 mit welchen Dokumenten und auf welchem Weg wieder nach Österreich gelangte. 
 

In der Einvernahme vom 12.06.2009 gab er an, 1997 wieder illegal nach Österreich gekommen zu sein und sich 
seitdem durchgehend in Österreich aufzuhalten. 
 

Nur 3 Tage später gab der BF an, sich seit dem Jahr 2000 durchgehende in Österreich aufzuhalten. 
 

Am 30.06.2009 gab er wiederum an, seit 1997 illegal in Österreich zu sein. Obwohl er sich hinsichtlich des 
Jahres mehrmals widerspricht, geht der Asylgerichtshof davon aus, dass er 1997 illegal ins Bundesgebiet 
eingereist ist. 
 

Damit in Zusammenhang stehend gab er zu seinem falschen Reisepass sich widersprechend u.a. am 25.05.2009 
vor dem Landeskriminalamt Wien an, sich in Serbien um 2.000 DM einen bosnischen Reisepass - ausgestellt auf 
S. I. - besorgt zu haben. 
 

Auch seine Ex-Gattin gab in einer Zeugeneinvernahme vom selben Tag an, dass sich der BF in Serbien einen 
bosnischen Pass besorgt habe und sie sich dann in J./Serbien scheiden hätten lassen. 
 

In der Beschwerdeverhandlung vom 12.08.2009 führte der BF allerdings u. a. aus, sich in Österreich und nicht in 
J./Serbien scheiden haben zu lassen. Auch habe er sich den Pass erst im Jahr 2000 in Österreich organisiert. Auf 
den Vorhalt des einvernehmenden Richters, dass er erst ab 2002 als S.I. in Österreich gemeldet gewesen sei, 
entgegnete der BF, dass er ja auch erst zu diesem Zeitpunkt (also 2002) den Pass erhalten habe, was seiner erst 
unmittelbar zuvor getätigten Aussage widerspricht. 
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Zusammengefasst muss anhand dieser auffallenden Widersprüchlichkeiten auch von der Unglaubwürdigkeit der 
in Zusammenhang mit der 1. Scheidung und der Beschaffung des falschen Reisepasses getätigten Aussagen des 
BF ausgegangen werden. Jedenfalls steht fest, dass der BF illegal eingereist ist und sich auch jahrelang illegal im 
Bundesgebiet aufgehalten hat. 
 

Als Grund für die 2. Scheidung (2005) gab der BF in der Beschwerdeverhandlung vor dem Asylgerichtshof an, 
dass es für ihn eine sehr große Belastung gewesen sei, so lange unter falschem Namen zu leben und dass er 
wieder seine echte Identität annehmen habe wollen. Auf die Entgegnung des einvernehmenden Richters, dass er 
aber nach der Scheidung den falschen Namen behalten hat, entgegnete der BF lediglich "Ich habe viele Fehler 
gemacht." , blieb aber eine weitere Erklärung schuldig. 
 

Der Umstand, dass die polizeilichen Ermittlungen jedoch mehrere Straftaten des BF aufgedeckt haben, der BF 
auch mehrmals im Bundesgebiet rechtskräftig zu Haftstrafen verurteilt wurde und der BF bei der jahrelangen 
Verwendung eines fremden Passes betreten wurde, lassen diese von ihm ins Treffen geführten Fluchtgründe 
jedenfalls als freie Gedankenkonstruktion erscheinen. Vor allem auch die Antwort des BF auf die Frage 
(ebenfalls vom 30.06.2009) warum er erst nach 12 Jahren seinen Asylantrag gestellt habe - "Ich dachte, ich 
komme mit dem falschen Pass durch, meine Frau hat die österreichische Staatsbürgerschaft, meine Kinder auch, 
ich machte das alles nur wegen meiner Familie" - lässt keine Zweifel an den eigentlichen Beweggründen des BF 
- seinen Aufenthalt in Österreich auf welche Art auch immer fortsetzen zu können - aufkommen. 
 

Hinsichtlich der im Zuge des Beschwerdeverfahrens kurz geäußerten Kritik des BF, dass in den 
Einvernahmeprotokollen der 1. Instanz einige Worte verdreht worden wären, wird die entsprechende Passage des 
vom BF unterzeichneten Einvernahmeprotokolls vom 30.06.2009 zitiert: 
 

Frage: Wollen Sie abschließend noch etwas ergänzen, hinzufügen oder abändern? Sonst noch Angaben zur 
Begründung Ihres Asylantrages machen? 
 

Antwort: Nein, das war alles. Ich möchte dableiben bei meiner Familie. 
 

Frage: Wie haben Sie die Dolmetscherin verstanden? 
 

Antwort: Sehr gut. 
 

Frage: Haben Sie auch ausreichend Zeit gehabt, um Angaben zu machen, war alles in Ordnung bei der 
Einvernahme? 
 

Antwort: Ja, danke, es war alles in Ordnung. 
 

Mir wurde der Inhalt der Niederschrift vom Dolmetsch zur Kenntnis gebracht und ich habe dem nichts mehr 
hinzuzufügen. 
 

Auch die Beweiswürdigung der belangten Behörde widmet sich dem hinsichtlich seiner Asylgründe relativ 
kurzem Vorbringen des BF im belangten Bescheid. Sie legte im Rahmen ihrer Beweiswürdigung dar, dass die 
angegebenen Gründe für das Verlassen Serbiens unglaubwürdig bzw. nicht asylrelevant seien und der BF dort 
keiner Gefahr ausgesetzt sei. 
 

Zusammenfassend ist daher festzuhalten, dass auch der zuständige Senat des Asylgerichtshofes - ebenso wie die 
Behörde erster Instanz - von einer Unglaubwürdigkeit der vorgebrachten Fluchtgründe ausgeht. 
 

3.2. Die Feststellungen zur Situation im Herkunftsstaat des BF beruhen auf den genannten und aktuellen 
Quellen. 
 

3.3 Aus dem Vorbringen des BF im Verfahren hat sich nicht ergeben, dass er im Falle einer Rückkehr nach 
Serbien am Leben bedroht oder unmenschlicher oder erniedrigender Strafe oder Behandlung unterworfen wäre. 
Es bestehen im Hinblick auf die getroffenen Feststellungen auch keine Anhaltspunkte dafür, dass der BF in 
seiner Heimat in eine derartige Lebenssituation geraten würde, die einer unmenschlichen Behandlung gleich 
käme. Schon im Zuge seiner Abschiebung nach seiner rechtskräftigen Verurteilung 1996 kehrte der BF 
gemeinsam mit seiner Frau und seinem (damals einzigen) Kind nach Serbien zurück und verblieb dort für 
mehrere Monate ohne Probleme. Diesbezüglich hat er nicht glaubhaft angeführt, dass ihm ein Leben in seiner 
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Heimat nicht möglich gewesen sei bzw. nicht möglich wäre. Es ergeben sich somit keinerlei Hinweise darauf 
und dies konnte der BF auch nicht plausibel darlegen, dass er bei einer Rückkehr nach Serbien etwa durch 
Mangel an Versorgung mit lebensnotwendigen Gütern oder aufgrund einer Unmöglichkeit, die existenziellen 
Lebensbedürfnisse zu befriedigen, Gefahr liefe, dauerhaft in eine ausweglose Lage im Sinne des Art. 3 EMRK 
zu geraten. 
 

Nach dem Inhalt vorstehender Feststellungen ist trotz der nach wie vor schlechten wirtschaftlichen Lage 
Serbiens die Grundversorgung mit Nahrungsmittel gewährleistet. Nach den Länderfeststellungen wäre selbst im 
Falle des Ausbleibens von Unterstützung seitens der Familie, die sich zum Großteil außerhalb Serbiens aufhält, 
davon auszugehen, dass humanitäre Hilfe bei den in Serbien tätigen humanitären Organisationen gefunden 
werden kann. Es besteht im Herkunftsstaat des BF trotz schwieriger wirtschaftlicher Verhältnisse keine 
Situation, wonach dieser lebensgefährdend in seiner Existenz bedroht wäre. 
 

Nachdem der BF auch in Österreich diversen Tätigkeiten wie z.B. Fensterputzer, Bauarbeiter und Lagerarbeiter 
nachgegangen ist, wird es ihm auch in Serbien möglich und zumutbar sein, sich auf ähnliche Weise seinen 
Lebensunterhalt zu verdienen. 
 

II. Rechtliche Beurteilung: 
 

1.1 Mit Datum 01.01.2006 ist das Bundesgesetz über die Gewährung von Asyl in Kraft getreten (AsylG idF 
BGBL. I Nr. 100/2005) und ist somit auf alle ab diesem Zeitpunkt gestellten Asylanträge anzuwenden. 
 

Gemäß Art. 151 Abs. 39 Z 1 B-VG wurde mit 1. Juli 2008 der bisherige unabhängige Bundesasylsenat zum 
Asylgerichtshof. 
 

Gemäß § 61 Abs. 1 Z 1 AsylG entscheidet der Asylgerichtshof in Senaten oder, soweit dies in Abs. 3 vorgesehen 
ist, durch Einzelrichter über Beschwerden gegen Bescheide des Bundesasylamtes. 
 

1.2 Gemäß § 23 AsylGHG (Asylgerichtshof-Einrichtungsgesetz; idgF) sind, soweit sich aus dem Bundes-
Verfassungsgesetz - B-VG, BGBl. Nr. 1/1930, dem Asylgesetz 2005 - AsylG 2005, BGBl. I Nr. 100, und dem 
Verwaltungsgerichtshofgesetz 1985 - VwGG, BGBl. Nr. 10, nicht anderes ergibt, auf das Verfahren vor dem 
Asylgerichtshof die Bestimmungen des Allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetzes 1991 - AVG, BGBl. Nr. 
51, mit der Maßgabe sinngemäß anzuwenden, dass an die Stelle des Begriffs "Berufung" der Begriff 
"Beschwerde" tritt. 
 

1.3 Gemäß § 75 Abs. 1 AsylG 2005 sind alle am 31.12.2005 anhängigen Asylverfahren nach dem AsylG 1997 
zu Ende zu führen. 
 

Das vorliegende Verfahren über den nach diesem Zeitpunkt - am 08.06.2009 - eingebrachten Asylantrag des BF 
richtet sich daher nach dem AsylG 2005. 
 

Gemäß § 66 Abs. 4 AVG hat die Rechtsmittelinstanz, sofern die Beschwerde nicht als unzulässig oder verspätet 
zurückzuweisen ist, immer in der Sache selbst zu entscheiden. Sie ist berechtigt, sowohl im Spruch als auch 
hinsichtlich der Begründung ihre Anschauung an die Stelle jener der Unterbehörde zu setzen und den 
angefochtenen Bescheid nach jeder Richtung abzuändern. 
 

2. Gemäß § 3 Abs.1 AsylG ist einem Fremden, der in Österreich einen Antrag auf internationalen Schutz gestellt 
hat, soweit dieser Antrag nicht wegen Drittstaatssicherheit oder Zuständigkeit eines anderen Staates 
zurückzuweisen ist, der Status eines Asylberechtigten zuzuerkennen, wenn glaubhaft ist, dass ihm im 
Herkunftsstaat Verfolgung im Sinne des Art. 1 Abschnitt A Z 2 Genfer Flüchtlingskonvention droht. Eine 
Verfolgung kann gemäß § 3 Abs.2 AsylG auch auf Ereignissen beruhen, die eingetreten sind, nachdem der 
Fremde seinen Herkunftsstaat verlassen hat (objektive Nachfluchtgründe), oder auf Aktivitäten des Fremden 
beruhen, die dieser seit Verlassen des Herkunftsstaates gesetzt hat, insbesondere, wenn diese Ausdruck einer 
bereits im Herkunftsstaat bestehenden Überzeugung sind (subjektive Nachfluchtgründe). Gemäß § 3 Abs.3 
AsylG ist der Antrag bezüglich der Zuerkennung des Status des Asylberechtigten abzuweisen, wenn dem 
Fremden eine innerstaatliche Fluchtalternative (§ 11) offen steht oder er einen Asylausschlussgrund gesetzt hat 
(§ 6). 
 

Nach Art. 1 Abschnitt A Z 2 der Konvention über die Rechtsstellung der Flüchtlinge, BGBl. Nr. 55/1955, in der 
Fassung des Protokolls über die Rechtsstellung der Flüchtlinge, BGBl. Nr. 78/1974, ist Flüchtling, wer sich aus 
wohlbegründeter Furcht, aus Gründen der Rasse, Religion, Nationalität, Zugehörigkeit zu einer bestimmten 
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sozialen Gruppe oder der politischen Gesinnung verfolgt zu werden, außerhalb seines Heimatlandes befindet und 
nicht in der Lage oder im Hinblick auf diese Furcht nicht gewillt ist, sich des Schutzes dieses Landes zu 
bedienen. 
 

Zentraler Aspekt dieses Flüchtlingsbegriffs der GFK ist die wohlbegründete Furcht vor Verfolgung. 
Wohlbegründet kann eine Furcht nur dann sein, wenn sie im Lichte der speziellen Situation des Asylwerbers und 
unter Berücksichtigung der Verhältnisse im Verfolgerstaat objektiv nachvollziehbar ist (vgl. z.B. VwGH 
22.12.1999, 99/01/0334; 21.12.2000, 2000/01/0131; 25.1.2001, 2001/20/0011). Es kommt nicht darauf an, ob 
sich eine bestimmte Person in einer konkreten Situation tatsächlich fürchtet, sondern ob sich eine mit Vernunft 
begabte Person in dieser Situation (aus Konventionsgründen) fürchten würde. Unter Verfolgung ist ein 
ungerechtfertigter Eingriff von erheblicher Intensität in die zu schützende persönliche Sphäre des Einzelnen zu 
verstehen. Erhebliche Intensität liegt vor, wenn der Eingriff geeignet ist, die Unzumutbarkeit der 
Inanspruchnahme des Schutzes des Heimatstaates bzw. der Rückkehr in das Land des vorigen Aufenthaltes zu 
begründen. Eine Verfolgungsgefahr ist dann anzunehmen, wenn eine Verfolgung mit einer maßgeblichen 
Wahrscheinlichkeit droht; die entfernte Möglichkeit einer Verfolgung genügt nicht (VwGH 21.12.2000, 
2000/01/0131; 25.1.2001, 2001/20/0011). Für eine "wohlbegründete Furcht vor Verfolgung" ist es nicht 
erforderlich, dass bereits Verfolgungshandlungen gesetzt worden sind; sie ist vielmehr bereits dann anzunehmen, 
wenn solche Handlungen zu befürchten sind (VwGH 26.2.1997, 95/01/0454; 9.4.1997, 95/01/0555), denn die 
Verfolgungsgefahr - Bezugspunkt der Furcht vor Verfolgung - bezieht sich nicht auf vergangene Ereignisse (vgl. 
VwGH 18.4.1996, 95/20/0239; vgl. auch VwGH 16.2.2000, 99/01/0397), sondern erfordert eine Prognose. 
Verfolgungshandlungen, die in der Vergangenheit gesetzt worden sind, können im Rahmen dieser Prognose ein 
wesentliches Indiz für eine Verfolgungsgefahr sein (vgl. dazu VwGH 9.3.1999, 98/01/0318). Die 
Verfolgungsgefahr muss ihre Ursache in einem der Gründe haben, welche Art. 1 Abschnitt A Z 2 GFK nennt 
(VwGH 9.9.1993, 93/01/0284; 15.3.2001, 99/20/0128); sie muss Ursache dafür sein, dass sich der Asylwerber 
außerhalb seines Heimatlandes bzw. des Landes seines vorigen Aufenthaltes befindet. Die Verfolgungsgefahr 
muss dem Heimatstaat bzw. dem Staat des letzten gewöhnlichen Aufenthaltes zurechenbar sein (VwGH 
16.6.1994, 94/19/0183; 18.2.1999, 98/20/0468). Relevant kann aber nur eine aktuelle Verfolgungsgefahr sein; 
sie muss vorliegen, wenn der Asylbescheid erlassen wird; auf diesen Zeitpunkt hat die Prognose abzustellen, ob 
der Asylwerber mit maßgeblicher Wahrscheinlichkeit Verfolgung aus den genannten Gründen zu befürchten 
habe (vgl. VwGH 9.3.1999, 98/01/0318; 19.10.2000, 98/20/0233). 
 

Dem Vorbringen hinsichtlich des nicht abgeleisteten Wehrdienstes muss aus den schon erwähnten Gründen die 
Glaubwürdigkeit abgesprochen werden. Sanktionen für den Fall der Wehrdienstverweigerung, Desertion oder 
Nichtbefolgung z.B. einer Einberufung sind zudem in allen Staaten, die ein Heer unterhalten - auch in Österreich 
- keineswegs als ungewöhnlich zu bezeichnen. 
 

Dem Wunsch des BF, jedenfalls bei seiner Ex-Frau und den Kindern in Österreich verweilen zu wollen, muss die 
Asylrelevanz abgesprochen werden. Es wurde vom BF keine Verfolgungssituation vorgebracht, die geeignet 
wäre, unter einen Tatbestand der GFK subsumiert zu werden. 
 

3. Gemäß § 8 Abs.1 AsylG ist einem Fremden, der in Österreich einen Antrag auf internationalen Schutz gestellt 
hat, sofern dieser in Bezug auf die Zuerkennung des Status des Asylberechtigten abgewiesen wird, der Status des 
subsidiär Schutzberechtigten zuzuerkennen, wenn eine Zurückweisung, Zurückschiebung oder Abschiebung des 
Fremden in seinen Herkunftsstaat eine reale Gefahr einer Verletzung von Art. 2 EMRK, Art. 3 EMRK oder der 
Protokolle Nr. 6 und Nr. 13 zur Konvention bedeuten würde oder für ihn als Zivilperson eine ernsthafte 
Bedrohung des Lebens oder der Unversehrtheit infolge willkürlicher Gewalt im Rahmen eines internationalen 
oder innerstaatlichen Konflikts mit sich bringen würde. Gemäß § 8 Abs. 3 AsylG sind Anträge auf 
internationalen Schutz bezüglich der Zuerkennung des Status des subsidiär Schutzberechtigten abzuweisen, 
wenn eine innerstaatliche Fluchtalternative (§ 11) offen steht. 
 

Art. 2 EMRK lautet: 
 

"(1) Das Recht jedes Menschen auf das Leben wird gesetzlich geschützt. Abgesehen von der Vollstreckung eines 
Todesurteils, das von einem Gericht im Falle eines durch Gesetz mit der Todesstrafe bedrohten Verbrechens 
ausgesprochen worden ist, darf eine absichtliche Tötung nicht vorgenommen werden. 
 

(2) Die Tötung wird nicht als Verletzung dieses Artikels betrachtet, wenn sie sich aus einer unbedingt 
erforderlichen Gewaltanwendung ergibt: 
 

a) um die Verteidigung eines Menschen gegenüber rechtswidriger Gewaltanwendung sicherzustellen; 
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b) um eine ordnungsgemäße Festnahme durchzuführen oder das Entkommen einer ordnungsgemäß 
festgehaltenen Person zu verhindern; 
 

c) um im Rahmen der Gesetze einen Aufruhr oder einen Aufstand zu unterdrücken." 
 

Art. 3 EMRK lautet: 
 

"Niemand darf der Folter oder unmenschlicher oder erniedrigender Strafe oder Behandlung unterworfen 
werden." 
 

Art. 1 und 2 des Protokolls Nr. 6 zur Konvention zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten über die 
Abschaffung der Todesstrafe lauten: 
 

"Artikel 1 - Abschaffung der Todesstrafe 
 

Die Todesstrafe ist abgeschafft. Niemand darf zu dieser Strafe verurteilt oder hingerichtet werden. 
 

Artikel 2 - Todesstrafe in Kriegszeiten 
 

Ein Staat kann durch Gesetz die Todesstrafe für Taten vorsehen, welche in Kriegszeiten oder bei unmittelbarer 
Kriegsgefahr begangen werden; diese Strafe darf nur in den Fällen, die im Gesetz vorgesehen sind und in 
Übereinstimmung mit dessen Bestimmungen angewendet werden. Der Staat übermittelt dem Generalsekretär des 
Europarates die einschlägigen Rechtsvorschriften." 
 

Art. 1 bis 3 des Protokoll Nr. 13 zur Konvention zum Schutz der Menschenrechte und Grundfreiheiten über die 
vollständige Abschaffung der Todesstrafe lauten: 
 

"Artikel 1 - Abschaffung der Todesstrafe 
 

Die Todesstrafe ist abgeschafft, niemand darf zu dieser Strafe verurteilt oder hingerichtet werden. 
 

Artikel 2 - Verbot des Abweichens 
 

Von diesem Protokoll darf nicht nach Artikel 15 der Konvention abgewichen werden. 
 

Artikel 3 - Verbot von Vorbehalten 
 

Vorbehalte nach Artikel 57 der Konvention zu diesem Protokoll sind nicht zulässig." 
 

Unter realer Gefahr ist eine ausreichend reale, nicht auf Spekulationen gegründete Gefahr ("a sufficiantly real 
risk") möglicher Konsequenzen für den Betroffenen im Zielstaat zu verstehen (vgl. etwa VwGH vom 
19.02.2004, Zl. 99/20/0573, mwN auf die Judikatur des EGMR). Es müssen stichhaltige Gründe für die 
Annahme sprechen, dass eine Person einem realen Risiko einer unmenschlichen Behandlung ausgesetzt wäre 
und es müssen konkrete Anhaltspunkte dafür vorliegen, dass gerade die betroffene Person einer derartigen 
Gefahr ausgesetzt sein würde. Die bloße Möglichkeit eines realen Risikos oder Vermutungen, dass der 
Betroffene ein solches Schicksal erleiden könnte, reichen nicht aus. 
 

Das Vorliegen eines tatsächlichen Risikos ist im Zeitpunkt der Entscheidung über einen Antrag auf 
internationalen Schutz zu prüfen. Gemäß der Judikatur des VwGH erfordert die Beurteilung des Vorliegens eines 
tatsächlichen Risikos eine ganzheitliche Bewertung der Gefahr an dem für die Zulässigkeit 
aufenthaltsbeendender Maßnahmen unter dem Gesichtspunkt des Art. 3 EMRK auch sonst gültigen Maßstab des 
"real risk", wobei sich die Gefahrenprognose auf die persönliche Situation des Betroffenen in Relation zur 
allgemeinen Menschenrechtslage im Zielstaat zu beziehen hat (vgl. VwGH vom 31.03.2005, Zl.2002/20/0582, 
Zl. 2005/20/0095). 
 

Die konkrete individuelle Lebenssituation des BF vor dem Hintergrund der schlechten wirtschaftlichen und 
sozialen Verhältnisse in Serbien führt nicht dazu, dass eine allfällige Abschiebung den BF in eine 
"unmenschliche Lage" im Sinne von Art. 3 EMRK bringen würde. 
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Diesbezüglich ist darauf hinzuweisen, dass nach der Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs für 
Menschenrechte ein Fremder prinzipiell keinen Anspruch auf Verbleib in einem Vertragsstaat geltend machen 
kann, um weiterhin medizinische, soziale oder andere Formen von staatlicher Unterstützung in Anspruch 
nehmen zu können, selbst dann nicht, wenn er an einer schweren Krankheit leidet oder selbstmordgefährdet ist; 
es sei denn, es lägen derart außergewöhnliche Umstände vor, die - aufgrund zwingender humanitärer 
Überlegungen - eine Außerlandesschaffung des Fremden mit Art. 3 EMRK nicht vereinbar erscheinen lassen 
(vgl. die Zusammenfassung der jüngeren Rechtsprechung des EGMR im Erkenntnis des VfGH vom 06.03.2008, 
B 2400/07). 
 

Dem Fluchtvorbringen des BF hinsichtlich seiner von privater Seite ausgehenden Gefährdung und 
Diskriminierung als Roma muss infolge der aktuellen Sicherheitslage in Serbien und der dort erfolgreich 
agierenden Sicherheitsorgane die Asylrelevanz abgesprochen werden. Der BF könnte nach den getroffenen 
Feststellungen über den Herkunftsstaat durch die dortigen Behörden wirksamen Schutz vor der behaupteten 
Bedrohung finden. Diesen Feststellungen zufolge ist auch ein wirksames System der polizeilichen 
Gefahrenabwehr eingerichtet. 
 

Wie auch den der Entscheidung zu Grunde liegenden Länderberichten (Kapitel "Roma") zu entnehmen ist, 
übernahm im Juni 2008 Serbien die jährliche Präsidentschaft der 2005-2015 Decade of Roma Inclusion. 
Absoluter Vorrang des serbischen Vorsitzes sind dabei Wohnungsbeschaffung und anti-diskriminierende 
Maßnahmen. 
 

Der BF hat nicht glaubhaft gemacht, dass ihm allfällig notwendiger Schutz aus in seiner Person gelegenen 
Gründen vorenthalten würde. 
 

Für eine derartige Bedrohung des BF findet sich im festgestellten Sachverhalt kein Anhaltspunkt. Der BF hat im 
Verfahren nicht glaubwürdig dargetan, dass er im Falle einer Zurückweisung, Zurückschiebung oder 
Abschiebung in ihren Herkunftsstaat der Folter oder unmenschlicher oder erniedrigender Strafe oder Behandlung 
unterworfen würde. 
 

Aus dem Verweis der BFV in der Beschwerdeverhandlung vom 12.08.2009 auf einen kürzlich in einer 
Tageszeitung erschienenen Artikel über die Ermordung von 8 Angehörigen der Volksgruppe der Roma in 
Ungarn, kann nicht auf die Situation derselben Volksgruppe in einem anderen Land geschlossen werden. 
 

Zur Abweisung des Asylantrages sei erwähnt, dass auch ein wirtschaftlicher Nachteil unter bestimmten 
Voraussetzungen als Verfolgung im Sinne der Genfer Flüchtlingskonvention zu qualifizieren sein kann, im 
Ergebnis jedoch nur dann, wenn durch den Nachteil die Lebensgrundlage massiv bedroht ist und der Nachteil in 
einem Kausalzusammenhang mit den Gründen der Flüchtlingskonvention steht. Zwar wurde vom BF auch die 
wirtschaftliche Situation kurz als "katastrophal" beschrieben, aber nicht näher ausgeführt. Eine solche 
Bedrohung der Lebensgrundlage ist infolge der getroffenen Länderfeststellungen nicht gegeben und ein 
derartiger Kausalzusammenhang wurde im vorliegenden Fall weder behauptet noch ist er ersichtlich. 
 

Es ist angesichts der persönlichen Situation des BF nicht zu ersehen, dass er bei einer Rückkehr nach Serbien 
nicht in der Lage sein sollte, sich zumindest die notdürftigste Lebensgrundlage zu sichern. Der BF ist jung und 
arbeitsfähig. Vor dem Hintergrund der im Herkunftsstaat bestehenden Einrichtungen für Sozialhilfe und 
humanitäre Hilfe ist nicht davon auszugehen, dass der BF von derart außergewöhnlichen Umständen betroffen 
sein würde, die die hohe Eingriffsschwelle des Art 3 EMRK übersteigen und eine massive Bedrohung seiner 
Lebensgrundlage bilden könnten. Für eine Gefährdung iSd § 8 Abs. 1 AsylG (Verletzung von Art. 2 EMRK, Art. 
3 EMRK oder der Protokolle Nr. 6 und Nr. 13 zur Konvention zum Schutze der Menschenrechte und 
Grundfreiheiten über die Abschaffung der Todesstrafe) ergibt sich somit kein Anhaltspunkt, da der BF auf 
Grund der nach den Feststellungen über die Situation in Serbien gegebenen Grundversorgung mit Lebensmitteln 
in der Lage wäre, seine Grundbedürfnisse - erforderlichenfalls unter Inanspruchnahme von Sozialhilfe, und 
humanitärer Hilfe im Herkunftsstaat - zu decken. 
 

Selbst wenn tatsächlich kein einziger Verwandter des BF mehr in seiner Heimatregion leben und somit familiäre 
Hilfestellung ausbleiben sollte, ist im Fall des BF, eines arbeitsfähigen jungen Mannes, auch angesichts der 
Möglichkeit der Inanspruchnahme sozialer und humanitärer Hilfe, sollte er dieser bedürfen, nicht davon 
auszugehen, dass dieser bei einer Rückkehr in seine Heimat dauerhaft in eine die Existenz bedrohende und 
ausweglose Lage gerät, die als unmenschliche Behandlung im Sinne des Art. 3 EMRK zu bezeichnen wäre. 
 

Hinsichtlich der Möglichkeiten in Serbien, sich auch dort einem Drogenentzugs- bzw. Substitutionsprogramm zu 
unterziehen, wird auf die diesbezüglichen Länderberichte zu Serbien verwiesen (Punkt 2.2.). Es gibt sowohl 
staatliche Institutionen als auch Privatkliniken für drogenabhängige Personen. 



 Asylgerichtshof 14.08.2009 

www.ris.bka.gv.at  Seite 19 von 23 

 

Aufgrund der Situation im Herkunftsstaat ergibt sich auch nicht, dass eine Rückkehr des BF für ihn als 
Zivilperson eine ernsthafte Bedrohung des Lebens oder der Unversehrtheit infolge willkürlicher Gewalt im 
Rahmen eines internationalen oder innerstaatlichen Konflikts mit sich bringen würde. 
 

4. Gemäß § 10 Abs. 1 Z 2 AsylG ist eine Entscheidung nach diesem Bundesgesetz mit einer Ausweisung zu 
verbinden, wenn der Antrag auf internationalen Schutz sowohl bezüglich des Status des Asylberechtigten als 
auch der Zuerkennung des Status des subsidiär Schutzberechtigten abgewiesen wird. Gemäß § 10 Abs. 2 AsylG 
sind Ausweisungen nach Abs. 1 unzulässig, wenn dem Fremden im Einzelfall ein nicht auf dieses Bundesgesetz 
gestütztes Aufenthaltsrecht zukommt oder diese eine Verletzung von Art. 8 EMRK darstellen würde. 
 

Gemäß Art. 8 Abs. 1 EMRK hat jede Person Anspruch auf Achtung ihres Privat- und Familienlebens, ihrer 
Wohnung und ihres Briefverkehrs. 
 

Gemäß Art. 8 Abs. 2 EMRK ist der Eingriff einer öffentlichen Behörde in die Ausübung dieses Rechts nur 
statthaft, insoweit ein Eingriff gesetzlich vorgesehen ist und eine Maßnahme darstellt, die in einer 
demokratischen Gesellschaft für die nationale Sicherheit, die öffentliche Ruhe und Ordnung, das wirtschaftliche 
Wohl des Landes, die Verteidigung der Ordnung und zur Verhinderung von strafbaren Handlungen, zum Schutz 
der Gesundheit und der Moral oder zum Schutz der Rechte und Freiheiten anderer notwendig ist. 
 

Bei der Setzung einer aufenthaltsbeendenden Maßnahme, wie sie eine Ausweisung eines Fremden darstellt, kann 
ein ungerechtfertigter Eingriff in das Recht auf Achtung des Privat- und Familienlebens des Fremden iSd. Art. 8 
Abs. 1 EMRK vorliegen. Daher muss überprüft werden, ob die Ausweisung einen Eingriff und in weiterer Folge 
eine Verletzung des Privat- und/oder Familienlebens des Fremden darstellt: 
 

Zu den in der Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofes für Menschenrechte (EGMR) zu Art. 8 EMRK 
entwickelten Grundsätzen zählt unter anderem, dass das durch Art. 8 EMRK gewährleistete Recht auf Achtung 
des Familienlebens, das Vorhandensein einer "Familie" voraussetzt. Der Begriff des "Familienlebens" in Art. 8 
EMRK umfasst nicht nur die Kernfamilie von Eltern und (minderjährigen) Kindern und Ehegatten, sondern auch 
entfernte verwandtschaftliche Beziehungen, sofern diese Beziehungen eine hinreichende Intensität für die 
Annahme einer familiären Beziehung iSd. Art. 8 EMRK erreichen. Als Kriterien hiefür kommen etwa das 
Vorliegen eines gemeinsamen Haushaltes oder die Gewährung von Unterhaltsleistungen in Betracht. So verlangt 
der EGMR auch das Vorliegen besonderer Elemente der Abhängigkeit, die über die übliche emotionale Bindung 
hinausgeht (siehe Grabenwarter, Europäische Menschenrechtskonvention3 [2008] 199). In der bisherigen 
Spruchpraxis des EGMR wurden als unter dem Blickwinkel des Art. 8 EMRK zu schützende Beziehungen 
bereits solche zwischen Enkel und Großeltern (EGMR 13.06.1979, Marckx, EuGRZ 1979, 458; auch EKMR 
07.12.1981, B 9071/80, X-Schweiz, EuGRZ 1983, 19), zwischen Geschwistern (EKMR 14.03.1980, B 8986/80, 
EuGRZ 1982, 311) und zwischen Onkel bzw. Tante und Neffen bzw. Nichten (EKMR 19.07.1968, 3110/67, Yb 
11, 494 (518); EKMR 28.02.1979, 7912/77, EuGRZ 1981/118; EKMR 05.07.1979, B 8353/78, EuGRZ 1981, 
120) anerkannt, sofern eine gewisse Beziehungsintensität vorliegt (vgl. Baumgartner, ÖJZ 1998, 761; 
Rosenmayer, ZfV 1988, 1). Das Kriterium einer gewissen Beziehungsintensität wurde von der Europäischen 
Kommission für Menschenrechte auch für die Beziehung zwischen Eltern und erwachsenen Kindern gefordert 
(EKMR 06.10.1981, B 9202/80, EuGRZ 1983, 215). 
 

Ein Verbot der Ausweisung iSd. EMRK Art. 8 im Zuge eines Asylverfahrens würde dem geordneten Zuzug 
Fremder widersprechen, weswegen das öffentliche Interesse an einem funktionierenden Fremdenrecht höher zu 
werten ist als der Schutz vor Ausweisung durch Art. 8 EMRK. Somit erscheint die Erreichung des öffentlichen 
Interesses bezüglich der Einhaltung eines geordneten Fremdenrechts in diesem Fall prioritär. 
 

In seiner davor erfolgten Entscheidung Nnyanzi gegen United Kingdom vom 08.04.2008 (Nr. 21878/06) kommt 
der EGMR zu dem Ergebnis, dass bei der vorzunehmenden Interessensabwägung zwischen dem Privatleben des 
Asylwerbers und dem staatlichen Interesse eine unterschiedliche Behandlung von Asylwerbern, denen der 
Aufenthalt bloß aufgrund ihres Staus als Asylwerber zukommt, und Personen mit rechtmäßigem Aufenthalt 
gerechtfertigt sei, da der Aufenthalt eines Asylwerbers auch während eines jahrelangen Asylverfahrens nie 
sicher ist. So spricht der EGMR in dieser Entscheidung ausdrücklich davon, dass ein Asylweber nicht das 
garantierte Recht hat, in ein Land einzureisen und sich dort niederzulassen. Eine Abschiebung ist daher immer 
dann gerechtfertigt, wenn diese im Einklang mit dem Gesetz steht und auf einem in Art 8 Abs 2 EMRK 
angeführten Grund beruht. Insbesondere ist nach Ansicht des EGMR das öffentliche Interesse jedes Staates an 
einer effektiven Einwanderungskontrolle jedenfalls höher als das Privatleben eines Asylwerbers; auch dann, 
wenn der Asylwerber im Aufnahmestaat ein Studium betreibt und auch sozial integriert ist, und selbst dann, 
wenn er schon 10 Jahre im Aufnahmestaat lebte. 
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Wie der Verfassungsgerichtshof (VfGH) bereits in zwei Erkenntnissen vom 29.09.2007, Zl. B 328/07 und Zl. B 
1150/07, dargelegt hat, sind die Behörden stets dazu verpflichtet, das öffentliche Interesse an der 
Aufenthaltsbeendigung gegen die persönlichen Interessen des Fremden an einem weiteren Verbleib in Österreich 
am Maßstab des Art. 8 EMRK abzuwägen, wenn sie eine Ausweisung verfügt. In den zitierten Entscheidungen 
wurden vom VfGH auch unterschiedliche - in der Judikatur des Europäischen Gerichtshofes für Menschenrechte 
(EGMR) fallbezogen entwickelte - Kriterien aufgezeigt, die in jedem Einzelfall bei Vornahme einer solchen 
Interessenabwägung zu beachten sind und als Ergebnis einer Gesamtbetrachtung dazu führen können, dass Art. 8 
EMRK einer Ausweisung entgegen steht: 
 
 - die Aufenthaltsdauer, die vom EGMR an keine fixen zeitlichen Vorgaben geknüpft wird (EGMR 

31.01.2006, Rodrigues da Silva und Hoogkamer, Zl. 50435/99, ÖJZ 2006, 738 = EuGRZ 2006, 562; 
16.09.2004, Ghiban, Zl. 11103/03, NVwZ 2005, 1046), 

 
 - das tatsächliche Bestehen eines Familienlebens (EGMR 28.05.1985, Abdulaziz ua., Zl. 9214/80, 

9473/81, 9474/81, EuGRZ 1985, 567; 20.06.2002, Al-Nashif, Zl. 50963/99, ÖJZ 2003, 344; 22.04.1997, 
X, Y und Z, Zl. 21830/93, ÖJZ 1998, 271) und dessen Intensität (EGMR 02.08.2001, Boultif, Zl. 
54273/00), 

 
 - die Schutzwürdigkeit des Privatlebens, 
 
 - den Grad der Integration des Fremden, der sich in intensiven Bindungen zu Verwandten und Freunden, 

der Selbsterhaltungsfähigkeit, der Schulausbildung, der Berufsausbildung, der Teilnahme am sozialen 
Leben, der Beschäftigung und ähnlichen Umständen manifestiert (vgl. EGMR 04.10.2001, Adam, Zl. 
43359/98, EuGRZ 2002, 582; 09.10.2003, Slivenko, Zl. 48321/99, EuGRZ 2006, 560; 16.06.2005, 
Sisojeva, Zl. 60654/00, EuGRZ 2006, 554; vgl. auch VwGH 05.07.2005, Zl. 2004/21/0124; 11.10.2005, 
Zl. 2002/21/0124), 

 
 - die Bindungen zum Heimatstaat, 
 

-die strafgerichtliche Unbescholtenheit, aber auch Verstöße gegen das Einwanderungsrecht und Erfordernisse 
der öffentlichen Ordnung (vgl. zB EGMR 24.11.1998, Mitchell, Zl. 40447/98; 11.04.2006, Useinov, Zl. 
61292/00), sowie 
 
 - auch die Frage, ob das Privat- und Familienleben in einem Zeitpunkt entstand, in dem sich die 

Beteiligten ihres unsicheren Aufenthaltsstatus bewusst waren (EGMR 24.11.1998, Mitchell, Zl. 
40447/98; 05.09.2000, Solomon, Zl. 44328/98; 31.01.2006, Rodrigues da Silva und Hoogkamer, Zl. 
50435/99, ÖJZ 2006, 738 = EuGRZ 2006, 562; 31.07.2008, Omoregie ua., Zl. 265/07). 

 

Auch im Fall des BF muss hinsichtlich dieser Kriterien eine Interessensabwägung vorgenommen werden. 
 

Der BF hat sich von 1989 bis zu seiner Abschiebung (1997) infolge einer rechtskräftigen Verurteilung legal in 
Österreich aufgehalten. Von seiner illegalen Einreise 1997 bis zu seiner Asylantragsstellung vom 08.06.2009 - 
immerhin während ca. 13 Jahren - war sein Aufenthalt im Bundesgebiet illegal. 
 

Infolge seiner mehrfachen strafrechtlichen Verurteilungen, der mehrfachen Vermerke im kriminalpolizeilichen 
Aktenindex des Bundesministeriums für Inneres, seiner - nach rd. 20 Jahren des beinahe durchgehenden 
Aufenthaltes im Bundesgebiet - relativ schlechten Deutschkenntnisse, seines bewussten Gebrauches eines 
falschen Passes zur Erreichung eines Aufenthaltstitels und sonstiger Leistungen der Republik Österreich lassen 
es ausgeschlossen erscheinen, dass jemand, der schon Mitte der 1990er Jahre und seitdem regelmäßig mit der 
österreichischen Rechtsordnung in Konflikt geraten ist, in Österreich integriert wäre. Die verschiedenen 
Beschäftigungen des BF als Fensterputzer, Lagerarbeiter oder im Baugewerbe ändern nichts an dieser 
Einschätzung. 
 

Auch wurde der BF nach eigenen Angaben in der Beschwerdeverhandlung vom 12.08.2009 im Jahr 1989 oder 
1990 nach seinem in Österreich absolvierten Schuljahr nicht bewertet und weist somit keinen Schulabschluss 
auf. Zwar behauptet er, ebenfalls in der Beschwerdeverhandlung (nach konkreter Frage der BFV) dass er den 
Integrationsvertrag erfüllen, den Hauptschulabschluss nachholen und Deutschkurse besuchen möchte, doch 
konnte er dem einvernehmenden Richter auf die Frage, was ihm denn noch für den Schulabschluss an Kursen 
oder Prüfungen fehlen würde, keine Antwort geben. Es ist für den Asylgerichtshof offensichtlich, dass sich der 
BF mit dem Gedanken, integrationsverfestigende Tätigkeiten zu setzen nicht auseinandergesetzt hat und auch in 
den vergangenen 2 Jahrzehnten keinerlei Bemühungen erkennen hat lassen, dass ihm eine Integration in 
Österreich wichtig wäre. Er hat nicht erwähnt, in Vereinen, Organisationen oder sonstigen Bereichen in 
Österreich tätig oder engagiert zu sein. Auch auf die Frage vom 30.06.2009, warum er erst nach 12 Jahren den 
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Asylantrag gestellt hat, beantwortete der BF mit "Ich dachte, ich komme mit dem falschen Pass durch..." 
verstärkt die Annahme, dass er in den vergangenen Jahren alles unternommen hat, um seinen illegalen 
Aufenthalt fortsetzen zu können, weswegen das Vorhandensein eines Integrationswillens des BF nicht 
angenommen werden kann. 
 

Der BF hat die ihm im Asylverfahren mehrfach gestellte Frage, ob er in Serbien nach seiner Abschiebung 
dorthin Probleme gehabt habe, verneint. Erst in der Beschwerde (-verhandlung) hat er auf Probleme infolge 
seiner Volksgruppenzugehörigkeit verwiesen, die jedoch mangels Intensität keinen entscheidenden Einfluss auf 
gegenständliches Erkenntnis haben. Er spricht seine Muttersprache Serbisch bzw. Romanes jedenfalls besser als 
Deutsch, obwohl er in Österreich mehr Jahre verbracht hat, als in seinem Heimatstaat, hat die ersten 14 Jahre 
seines Lebens durchgehend in Serbien gelebt, konnte 1997 im Haus seines Großvaters unterkommen und hat 
nach seiner Aussage vom 12.08.2009 noch immer mit Leuten Kontakt, die regelmäßig nach Serbien auf Urlaub 
fahren. Es kann somit nicht ausgegangen werden, dass der BF in seiner Heimat im Falle einer Rückkehr hilflos, 
völlig entwurzelt und entfremdet wäre. 
 

Hinsichtlich der strafrechtlichen Unbescholtenheit wird auf die bisherigen Feststellungen verwiesen. 
 

Als weiteres Kriterium muss angeführt werden, dass dem BF schon bei seiner illegalen Einreise 1997 bekannt 
gewesen sein muss, dass sein auf dem falschen, bosnischen Pass beruhender Aufenthalt nicht nur "unsicher" 
sondern von Beginn an auch illegal gewesen ist. 
 

Zu berücksichtigen ist somit, dass das unter dem Namen S. I. begründete Privatleben des BF in Österreich 
jedenfalls zu einem Zeitpunkt entstanden ist, in dem er sich seines unsicheren Aufenthaltsstatus bewusst sein 
musste (vgl. Chvosta, Die Ausweisung von Asylwerbern und Art 8 MRK, ÖJZ 2007/74, 857 mwN; EGMR 
24.11.1998, Fall Mitchell, Appl. 40.447/98; 5.9.2000, Fall Solomon, Appl. 44.328/98; 31.1.2006, Fall Rodrigues 
da Silva und Hoogkamer, Appl. 50.435/99, ÖJZ 2006, 738 = EuGRZ 2006, 562). Der Asylwerber kann während 
seines Asylverfahrens nicht darauf vertrauen, dass ein in dieser Zeit entstehendes Privat- bzw. Familienleben 
auch nach der Erledigung seines Asylantrages fortgesetzt werden kann. Die Rechte aus der GFK dürfen nicht 
dazu dienen, die Einwanderungsregeln zu umgehen (ÖJZ 2007/74, Peter Chvosta, Die Ausweisung von 
Asylwerbern und Art 8 EMRK, S 857 mwN). 
 

Zur Frage des bestehenden Familienlebens führte der BF nach eigenen, glaubwürdigen Angaben an, dass er vor 
seiner letzten rechtskräftigen Verurteilung im Jahr 2009 (Haftende Ende August 2009) mit seiner mittlerweile 
bereits zweifach von ihm geschiedenen Ex-Gattin und den gemeinsamen 5 Kindern ein Familienleben geführt 
hat, das er nach seiner Enthaftung auch fortsetzen möchte, obwohl die Intensität dieses Familienlebens infolge 
der zweimaligen Scheidung des BF von seiner Frau nicht unerhebliche Unterbrechungen erfahren hat und der BF 
nach eigenen Angaben infolge heftiger Auseinandersetzungen nicht durchgehend bei seiner Ex-Gattin, sondern 
z. T. auch bei seinen Eltern wohnhaft gewesen und auch bei einer Bekannten (Frau F. H.) über einen Zeitraum 
von mehr als einem Jahr (Ende 2005 bis Anfang 2007) gemeldet gewesen ist. 
 

Zu seinen in Österreich seit 1989 aufhältigen Eltern und 2 Brüdern habe er ebenfalls Kontakt. 
 

Es ist eine Gesamtbetrachtung der Integration des Fremden, der sich seit 1989 mit nur einer rd. halbjährigen 
Unterbrechung im Bundesgebiet aufhält, vorzunehmen und dabei die Judikatur des VwGH (hier insbesondere 
das Erkenntnis vom 26.06.2007, Zl. 2007/01/0479) und des VfGH (etwa B 328/07 vom 29.9.2007, B 1150/07 
vom. 29.9.2007, B 16/08 vom 5.3.2008, B 61/08 vom 5.2.2008, B 1032/07 vom 13.3.2008, B 1859-1863/07 vom 
5.3.2008 und B 1918/07 vom 5.3.2008) zu beachten. 
 

Die Eingehung einer Lebensgemeinschaft mit einer österreichischen Staatsbürgerin alleine kann nicht als Beleg 
für eine nachhaltige Integration in die österreichische Gesellschaft gewertet werden; dies insbesondere unter 
Beachtung des Umstandes, dass der BF sich von seiner Gattin bereits zweimal hat scheiden lassen, nicht 
durchgehend bei ihr wohnhaft und gemeldet war, somit eine besondere Intensität der familiären Bindung doch 
sehr abgeschwächt erscheint. 
 

Die Aufrechterhaltung der Beziehungen zu seinen in Österreich lebenden Verwandten und Freunden sowie der 
Lebensgefährtin ist auch durch Besuche (vgl. zB. EGMR im Fall Darren Omoregie u.a. gg. Norwegen) möglich 
und zumutbar. Dabei ist zu berücksichtigen, dass es dem Beschwerdeführer - zumal über ihn (soweit ersichtlich) 
auch kein Rückkehrverbot verhängt wurde - bei der asylrechtlichen Ausweisung nicht verwehrt ist, bei Erfüllung 
der allgemeinen aufenthaltsrechtlichen Regelungen des FPG bzw. NAG wieder in das Bundesgebiet 
zurückzukehren (vgl. ÖJZ 2007/74, Peter Chvosta, Die Ausweisung von Asylwerbern und Art 8 EMRK, S 861, 
mwN). 
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Zum Überwiegen der öffentlichen Interessen des Staates an der Ausweisung und der Zulässigkeit des Eingriffes 
in das Privatleben und Familienleben siehe insbesondere VwGH 28.2.2008, 2007/18/0264 (öffentliches Interesse 
an der Wahrung eines geordneten Fremdenwesens), VwGH 14.6.2007, 2007/18/0278 (öffentliches Interesse an 
der Einhaltung fremdenrechtlicher Vorschriften), VwGH 22.11.2007, 2007/21/0317; 25.9.2007, 2007/18/0673 
(illegale Einreise und unrechtmäßiger Aufenthalt), VwGH 29.1.2008, 2007/18/0400; 22.11.2007, 2007/21/0406 
(wirtschaftliches Wohl - mittellose Personen) sowie EGMR 18.2.1991, Moustaquim, 12.313/86 (Ausweisung 
straffälliger Fremder). 
 

Zur Zulässigkeit der Ausweisung trotz langjährigem Aufenthalt in Österreich und mangelnder Integration in 
Österreich ist insbesondere auf folgende höchstgerichtliche Rechtsprechung hinzuweisen: VwGH 17.11.2005, 
2005/21/0370 (7-jähriger Aufenthalt mit "nicht stark ausgeprägter Integration" - Ausweisung zulässig), VwGH 
25.9.2007, 2007/18/0348 (5-jähriger Aufenthalt - Ausweisung zulässig), VwGH 3.7.2007, 2007/18/0361(5-
jähriger Aufenthalt - Ausweisung zulässig), VwGH 26.9.2007, 2006/21/0288 (7-jähriger Aufenthalt - 
Ausweisung zulässig), VwGH 8.11.2006, 2006/18/0316 (8-jähriger Aufenthalt - Ausweisung zulässig), VwGH 
25.9.2007, 2007/18/0416 (4-jähriger Aufenthalt - "kein individuelles Bleiberecht" - Ausweisung zulässig), 
VwGH 28.2.2008, 2008/18/0087 (eineinhalbjähriger Aufenthalt - Ausweisung zulässig), VwGH 18.5.2007, 
2007/18/0136 (11-jähriger unrechtmäßiger Aufenthalt (von insgesamt 15 Jahren) - Ausweisung zulässig), 
VwGH 8.11.2006, 2006/18/0316 (4-jähriger unrechtmäßiger Aufenthalt nach 4-jährigem Asylverfahren - 
Ausweisung zulässig), VfGH 29.9.2007, B 1150/07, EuGRZ 2007, 728 (11-jähriger Aufenthalt, zwei 
Scheinehen, zwei Asylanträge - Ausweisung zulässig). 
 

Hinzuweisen ist auch besonders auf die aktuelle Entscheidung des Europäischen Gerichtshofes für 
Menschenrechte (EGMR) vom 8.4.2008, NNYANZI gg. das Vereinigte Königreich. Darin erachtete es der 
EGMR im Fall einer Asylwerberin, deren Verfahren insgesamt bereits rund 10 Jahre dauerte - die 
Beschwerdeführerin hatte in dieser Zeit einen Beruf erlernt, beteiligte sich an der Kirchengemeinschaft, hatte 
Freunde, sowie eine Beziehung zu einem Mann - nicht als notwendig zu entscheiden, ob die Beziehungen, 
welche sie während ihres beinahe zehnjährigen Aufenthalts im Vereinigten Königreich begründet hat, 
Privatleben iSd Art. 8 EMRK darzustellen geeignet ist. Selbst unter der Annahme, dass dem so wäre, sei die in 
Aussicht genommene Abschiebung nach Uganda gesetzlich vorgesehen und durch ein legitimes Ziel motiviert, 
nämlich die "Aufrechterhaltung und Stärkung der Einwanderungskontrolle". Jedes von der Beschwerdeführerin 
während ihres Aufenthalts im Vereinigten Königreich etablierte Privatleben würde ihre Abschiebung bei einer 
Abwägung gegen das legitime öffentliche Interesse an einer wirksamen Einwanderungskontrolle nicht zu einem 
unverhältnismäßigen Eingriff machen. Anders als im Fall Üner/NL sei die BF im vorliegenden Fall kein 
niedergelassener Einwanderer. Ihr wäre nie ein Bleiberecht im belangten Staat erteilt worden. Ihr Aufenthalt im 
Vereinigten Königreich während der Anhängigkeit ihrer verschiedenen Asylanträge und 
Menschenrechtsbeschwerden sei immer prekär gewesen und ihre Abschiebung aufgrund der Abweisung dieser 
Anträge werde durch eine behauptete Verzögerung ihrer Erledigung durch die Behörden nicht 
unverhältnismäßig. Die Abschiebung der BF nach Uganda würde daher keine Verletzung von Art. 8 EMRK 
darstellen. 
 

Abschließend ist anzuführen, dass vom BF keine konkreten, glaubwürdigen Umstände vorgebracht wurden, die 
ein Privat- oder Familienleben in seinem Herkunftsstaat unmöglich machen würden. Die Aufrechterhaltung des 
Privat- und Familienlebens ist auch grds. durch gegenseitige Besuche (vgl. z.B. EGMR im Fall Darren Omoregie 
u. a. gg. Norwegen) möglich und zumutbar. Es wurde in der Beschwerde kein anderweitiger und relevanter 
Sachverhalt betreffend Privat- und Familienleben geltend gemacht. Dazu wäre er aber gegebenenfalls im 
Rahmen der Mitwirkungspflicht verhalten gewesen, sind doch dem persönlichen Bereich des Beschwerdeführers 
zugehörige Sachverhalte für die Behörde [das Gericht] nicht ohne entsprechendes Vorbringen erkennbar (VwGH 
30.1.2001, 2000/18/0001; VwGH 14.2.2002, 99/18/0199; 24.4.2001, 98/21/0399). 
 

Ferner ist speziell, in Bezug auf das grundrechtlich geschützte Familienleben, auf die jüngste Rechtsprechung 
des EGMR (EGMR 17.02.2009, Onur v. the United Kingdom, 27319/07) hinzuweisen, wonach keine Verletzung 
des Art 8. EMRK vorliegt, wenn die in Österreich lebenden Familienangehörigen des Ausländers diesen in die 
Heimat begleiten können (was sie im gegenständlichen Fall schon 1997 einmal gemacht haben), um dort das 
Familienleben ohne fortzusetzen. Dies bezieht sich einerseits auf die Möglichkeit einer gemeinsamen 
Niederlassung im Heimatstaat, andererseits auf die Zumutbarkeit einer "Begleitung" des Asylwerbers durch 
seine Angehörigen. 
 

Insgesamt gesehen stehen dem zweifelsfreien Familienleben des BF seine mangelnde Integration, sowie auch 
seine mangelnde Integrationsbereitschaft, seine Straftaten sowie der bisherige illegale, durch gefälschte Papiere 
herbeigeführte Aufenthalt gegenüber. 
 

Nach Abwägung der hinsichtlich Art. 8 EMRK relevanten Kriterien, die für die Ausweisung eines Asylwerbers 
von Bedeutung sind, kommt der erkennende Senat - wie bereits das Bundesasylamt - zum Ergebnis, dass die 
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öffentlichen Interessen an der Aufrechterhaltung der Fremdenpolizei, eines geordneten Zuwanderungswesens 
und somit an einer Aufenthaltsbeendigung gegenüber den Interessen des BF an einer Fortsetzung des 
Familienlebens in Österreich überwiegen und der Eingriff in das Privat- und Familienleben des BF jedenfalls 
notwendig und in dieser Hinsicht auch verhältnismäßig ist. 
 

Die Beschwerde des BF gegen Spruchpunkt III. des angefochtenen Bescheides war somit abzuweisen. 
 

Eine gesonderte Erwägung bezüglich einer allfälligen Zuerkennung der aufschiebenden Wirkung konnte 
angesichts des Spruchinhaltes entfallen. 
 

Sohin war spruchgemäß zu entscheiden. 


